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Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Ist die Bundesregierung in der Lage, Presse- 
meldungen zu bestätigen, denen zufolge die 
DDR militärische und personelle Hilfe an 
Staaten gewährt, die direkt oder indirekt an 
bewaffneten Auseinandersetzungen beteiligt 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 18. August 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die DDR an Nordvietnam 
Handfeuerwaffen und militärisch nutzbare Güter geliefert hat. 
Der Umfang der Lieferungen ist nicht bekannt. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen hat 
die DDR ferner in den vergangenen Jahren an einige arabische 
Staaten militärisches Material, darunter Flugzeuge älterer sowje- 
tischer Bauart, Kraftfahrzeuge, Fernmeldegeräte sowie leichte 
Infanteriewaffen geliefert. 

Es liegen keine Angaben über den Einsatz von Truppeneinheiten 
oder die Tätigkeit militärischer Berater aus der DDR in Staaten 
vor, die an militärischen Auseinandersetzungen beteiligt sind 
oder als Spannungsgebiete gelten können. Soweit der Bundes- 
regierung bekannt ist, sind in der VAR einige Berater bei der 
vormilitärischen Ausbildung des ägyptischen Jugendverbandes 
tätig. 


2. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag einen Überblick über militärische 
Hilfeleistungen der DDR in Spannungsge- 
bieten zu geben, insbesondere über Leistungen 
an Nordvietnam und Staaten des Nahen 
Ostens? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 18. August 1970 

Der Bundesregierung liegen keine darüber hinausgehende In- 
formationen über militärische Hilfeleistungen der DDR in Span- 
nungsgebieten vor, die sie dem Deutschen Bundestag in einem 
Überblick zur Verfügung stellen könnte. 


3. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Aus welchen Gründen verlangte die Bundes- 
regierung eine Veröffentlichung des Moskauer 
Vertrages in seinem Wortlaut erst nach dessen 
Unterzeichnung, da doch z. B. die SPD-Bun- 
destagsfraktion in einer Entschließung vom 
17. Mai 1952 zu den Westverträgen gefordert 
hat: „daß vor der Unterzeichnung die Ver- 
tragsentwürfe in allen Einzelheiten vom Bun- 
destag beraten werden“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 19. August 1970 

Für den soeben abgeschlossenen deutsch-sowjetischen Vertrag 
war mit der Regierung der Sowjetunion die Nichtveröffent- 
lichung der Texte bis zum Zeitpunkt der Unterzeichnung ver- 
einbart worden. Die Bundesregierung hat sich an diese Verein- 
barung gehalten, was sie aber nicht gehindert hat, die Führungs- 
gremien der Fraktionen des Deutschen Bundestages sowie die 
ordentlichen Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses des Bun- 
destages und des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
des Bundesrats sowie die Vorsitzenden und Obleute des Bundes- 
tagsausschusses für innerdeutsche Beziehungen zwischen Para- 
phierung und Unterzeichnung vertraulich zu informieren. 

Es gehört nicht zu den Aufgaben der Bundesregierung, die Moti- 
vationen von Fraktionen des Deutschen Bundestages zu unter- 
suchen oder zu interpretieren. Das gilt selbstverständlich auch 
für historische Vorgänge, wie die in der Frage genannten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, damit 
Josten wichtige Dokumentarfilme im Bundesfilmar- 

chiv in Koblenz für die Zukunft erhalten 
bleiben? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 25. August 1970 

Die Sorge um die Erhaltung für die Zukunft muß auf die Doku- 
mentarfilme gerichtet sein, die noch auf Nitrozellulose gezogen 
sind. Es gilt deshalb, diese Bestände auf dauerhafte Azetatzellu- 
lose umzukopieren und die seit Jahren laufende Umkopierungs- 
aktion möglichst schnell zu Ende zu führen. Die Bundesregierung 
ist sich dieser wichtigen Aufgabe bewußt. Sie bemüht sich, die 
Bereitstellung ausreichender Mittel zu sichern, geeignetes Perso- 
nal zu gewinnen, die technische Ausstattung des Filmreferats im 
Bundesarchiv zu vervollkommnen sowie die Lagerungsbedin- 
gungen und Kontrollmöglichkeiten optimal zu gestalten. 


5. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Dr. Rinsche ergreifen, um der zunehmenden Unwirtschaft- 

lichkeit in der Verwendung öffentlicher Mittel 
Einhalt zu gebieten, die darauf zurückzuführen 
ist, daß die Einführung der Elektronischen 
Datenverarbeitung (EDV) in den Verwaltun- 
gen des Bundes, der Länder und der kommu- 
nalen Gebietskörperschaften weitgehend ohne 
Koordinierung und ohne eine gemeinsame und 
vorherige Systemanalyse erfolgt? 


6. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Rinsche regionale EDV-Anlagen der öffentlichen Ver- 

waltungen möglichst in zentralen Orten und 
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Entwidtlungssdiwerpunkten eingerichtet wer- 
den sollen, um hier — durch eine stetige Spei- 
dierung aller strukturpolitisch relevanten Da- 
ten, z, B. über die Veränderungen in der Sied- 
lungs- und Wirtsdiaftsstruktur, — bessere 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche und in- 
tegrierte regionale und sektorale Struktur- 
politik zu schaffen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 2. September 1970 


1. Zur Koordinierung der Anwendung der Elektronischen Da- 
tenverarbeitung in der Bundesverwaltung hat die Bundes- 
regierung auf Empfehlung des Deutschen Bundestages im 
Jahre 1968 im Bundesministerium des Innern eine Koordi- 
nierungsstelle errichtet Die ihr übertragenen Aufgaben, wie 
sie im „Ersten Bericht der Bundesregierung über die Entwick- 
lung der Elektronischen Datenverarbeitung in der Bundes- 
verwaltung“ vom 7. Oktober 1968 (Drucksache V/3355) darge- 
legt sind, entsprechen nach Art und Umfang den Erforder- 
nissen einer sinnvollen Koordinierung. 

Ebenso wie der Bund haben die Landesregierungen Koordi- 
nierungseinrichtungen für ihren Bereich geschaffen. Der Ein- 
satz der EDV-Anlagen im kommunalen Bereich wird von den 
Ländern, den Kommunalen Spitzenverbänden und der Kom- 
munalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
in Köln koordiniert. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Koordinierungs- 
aufgaben aller Verwaltungsebenen weitgehend von gleicher 
Art sind und sich auf bestimmten Gebieten sinnvöll nur ge- 
meinsam lösen lassen. Deshalb haben der Bund und die Län- 
der in einer konstituierenden Sitzung am 26. Februar 1970 
einen Kooperationsausschuß, bestehend aus der Koordinie- 
rungsstelle des Bundes und den Koordinierungsreferenten 
der Länder, gebildet, dem auch die Kommunalen Spitzen- 
verbände und die Kommunale Gemeinschaftsstelle in Köln 
angehören. Dieser Kooperationsausschuß hat seither in Ab- 
ständen von etwa sechs Wochen getagt. 

Die wichtigsten Koordinierungsaufgaben, die im wesentlichen 
auch den Gegenstand der Zusammenarbeit im Kooperations- 
ausschuß Bund/Länder bilden, sind im „Zweiten Bericht der 
Bundesregierung über die Anwendung der Elektronischen 
Datenverarbeitung in der Bundesverwaltung“ vom 17. April 
1970 (Drucksache VI/648) unter Ziff. 6.2. 1.2., 6.3. und 6.4. 
S. 15 f. wiedergegeben. Davon wird in nächster Zeit schwer- 
punktmäßig die Erstellung von Grundsätzen für die Beschaf- 
fung von EDV-Anlagen, die Entwicklung eines Verfahrens 
für einen besseren Informations- und Programmaustausch 
und die Bildung eines Arbeitskreises für die Erarbeitung 
und Verwirklichung von Grundsätzen für eine automations- 
gerechte Gesetzgebung behandelt werden. 

Wegen der Zusammenarbeit mit Ländern und Gemeinden im 
übrigen darf ebenfalls auf den Zweiten Bericht der Bundes- 
regierung vom 17. April 1970 Ziff. 6.5. auf Seite 17 ff. hinge- 
wiesen werden. 
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2. Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß zur Deckung 
des Rechenbedarfs bei der Durchführung dezentraler Ver- 
waltiingsaufgaben regionale Rechenzentieii die wirtschaft- 
lichste und zweckmäßigste Lösung darstellen. Dementspre- 
chend werden regionale Rechenzentren in den Ländern ein- 
gerichtet oder sind in der Planung begriffen. Auch hierzu 
verweise ich wegen Einzelheiten auf den Zweiten Bericht 
der Bundesregierung Ziff. 6.5. 2.2. Seite 18. 

Die Speicherung und Verarbeitung von „struktur-politisch 
relevanten Daten" in den regionalen Rechenzentren ist sicher 
eine sinnvolle Anwendungsmöglichkeit der Elektronischen 
Datenverarbeitung und damit ein gutes Mittel für eine erfolg- 
reiche Strukturpolitik. 

7. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Feststellungen 
Biechele des Deutschen Beamtenbundes vor allem für 

den Bereich des Bundes bestätigen, daß der 
im öffentlichen Dienst inzwischen entstandene 
Personalfehlbestand besorgniserregende Aus- 
maße angenommen hat, die befürchten lassen, 
daß wichtigste öffentliche Aufgaben in Zu- 
kunft kaum mehr erfüllt werden können (vgl. 
DBB Pressedienst Nr. 33/1970 vom 7. August 
1970)? 


8. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Biechele Deutschen Beamtenbundes, daß die Ursache 

hierfür in der für den Nachwuchs offensichtlich 
nicht ausreichenden Attraktivität des öffent- 
lichen Dienstes zu sehen sei, und welche Maß- 
nahmen erwägt gegebenenfalls die Bundes- 
regierung, um dem öffentlichen Dienst diese 
wünschenswerte und notwendige Attraktivität 
zu sichern? 


9. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den wach- 
Dr. Schneider senden Personalfehlbestand im öffentlichen 
(Nürnberg) Dienst und welche Maßnahmen hält sie für 

geeignet, einer drohenden Personalkrise recht- 
zeitig und wirkungsvoll entgegenzuwirken? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 1. September 1970 

Sowohl Ihre Fragen, wie auch die Frage des Herrn Kollegen 
Dr. Schneider (Nürnberg) befassen sich mit demselben Thema. Ich 
beantworte die Fragen daher gleichlautend wie folgt: 

Der gegenwärtige Mangel an Arbeitskräften ist nicht auf den 
öffentlichen Dienst beschränkt. Alle anderen Bereiche unserer 
Volkswirtschaft sind in gleicher Weise den Folgen der ange- 
spannten Arbeitsmarktlage ausgesetzt. Innerhalb des öffentli- 
chen Dienstes sind die einzelnen Bedarfsträger (Bund einschließ- 
lich der Betriebsverwaltungen, Länder, Gemeinden usw.) unter- 
schiedlich betroffen, wobei in einzelnen Bereichen ein besonderer 
Mangel besteht. Dies ist zum Teil auch durch die ständige Aus- 
weitung der Aufgaben der öffentlichen Hand und das Steigen 
der Ansprüche an diese bedingt. 
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Nachteilige Auswirkungen des Personalmangels auf Belange der 
Allgemeinheit konnten bisher weitgehend vermieden bzw. in 
Grenzen gehalten werden. Dies ist einerseits der Bereitschaft 
der Bediensteten, auch bei starker Arbeitsbelastung ihre Auf- 
gaben voll zu erfüllen, zu verdanken, andererseits haben auch 
die Bemühungen der Verwaltung selbst ausgleichend gewirkt, 
durch Rationalisierungsmaßnahmen, Verwaltungsreform und 
Verwaltungsvereinfachung Personal einzusparen bzw. umzu- 
setzen und die Dienstkräfte zu entlasten. Diese Bemühungen 
werden verstärkt fortgesetzt werden. 

In der öffentlichen Verwaltung sind mehr und mehr Dienstlei- 
stungen zu erbringen, wie sie ebenso in Wirtschaftsunternehmen 
anfallen. Der öffentliche Dienst gelangt personalwirtschaftlich 
damit in eine immer stärkere Konkurrenz zur gewerblichen Wirt- 
schaft und wird zunehmend denselben Bedingungen des Arbeits- 
marktes unterworfen wie diese. Strukturell entspricht der Man- 
gel an Arbeitskräften, wie er im öffentlichen Dienst besteht, 
weitgehend dem Personalfehlbestand in der Wirtschaft. 

Die Bundesregierung wird gemeinsam mit den sonstigen Dienst- 
herren und Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes künftig in 
verstärktem Maße um geeignete Maßnahmen bemüht sein, die 
erforderliche Zahl von Dienstkräften zu erhalten und zu gewin- 
nen. So sollen die Angehörigen des öffentlichen Dienstes ent- 
sprechend der Bedeutung der Leistungen, die sie für die Allge- 
meinheit erbringen, an dem allgemeinen wirtschaftlichen Fort- 
schritt unserer Gesellschaft teilnehmen. Gehalts- und lohnpoliti- 
sche Schritte dienen diesem Ziel ebenso wie die Fortentwicklung 
der Struktur des öffentlichen Dienstes. Darüber hinaus werden 
zusätzliche Maßnahmen erforderlich werden, um noch stärkeren 
Anreiz zum Eintritt in den öffentlichen Dienst zu geben und um 
Dienstbereiche wieder attraktiv zu gestalten, die durch die allge- 
meine Entwicklung mit besonderen Nachteilen (z. B. Dienst an 
Wochenenden) belastet sind und daher einen erhöhten Personal- 
fehlbestand aufweisen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Rah- 
Eckerland men des Deutsch-Niederländischen Ausliefe- 

rungsabkommens vom 31. Dezember 1896 in 
der Wiederanwendung vom 1. Dezember 1956 
die Niederländischen Polizeibehörden auch 
Bagatelldelikte, wie Parken bei abgelaufener 
Parkuhr, Halten im Halteverbot u. ä., verfol- 
gen und die ohnehin schon überlasteten deut- 
schen Staatsanwaltschaften und Polizeibehör- 
den mit einem der Straftat nicht entsprechen- 
dem Aufwand an Arbeit überschwemmen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Maassen 
vom 17. August 1970 

Die Verfolgung von Verkehrsstraftaten in den Niederlanden 
erfolgt ausschließlich nach den Bestimmungen des innerstaat- 
lichen niederländischen Rechts. Es ist mir bekannt, daß auch 
gegenüber Ausländern in den Niederlanden sogenannte Baga- 
telldelikte, wie z. B. falsches Parken, geahndet werden. 
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Die Verpflichtung zur Leistung von Rechtshilfe auch für diese 
Verfahren ergibt sich aus Artikel 12 des deutsch-niederländi- 
schen Ausiieferungsvertrages vom 31. Dezember 1896 in Ver- 
bindung mit Nr. 4 und 5 der deutsch-niederländischen Verein- 
barung über die Wiederanwendung des deutsch-niederländischen 
Auslieferungsvertrages vom 1. Dezember 1956. 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dieses Ab- 
Eckerland kommen so zu novellieren, daß derartige 

Bagatellvergehen bzw. Ordnungswidrigkeiten 
in der Form nicht mehr von dem Abkommen 
erfaßt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Maassen 
vom 17. August 1970 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Ratifikationsurkunde zu 
dem Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen Anfang 1971 bei dem Generalsekretariat des Europarats 
zu hinterlegen. Drei Monate später wird das Übereinkommen 
im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Niederlanden wirksam werden und den Auslieferungsver- 
trag aus dem Jahre 1896 und die Vereinbarung vom 1. Dezember 
1956 außer Kraft setzen. 

Das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen sieht in Artikel 1 die Leistung von Rechtshilfe in allen 
Verlahren hinsichtlich strafbarer Handlungen vor, zu deren 
Verfolgung in dem Zeitpunkt, in dem um Rechtshilfe ersucht 
wird, die Justizbehörden des ersuchenden Staates zuständig sind. 

In einem Zusatzvertrag zu diesem Übereinkommen, über den zur 
Zeit mit den Niederlanden verhandelt wird, soll darüber hinaus 
eine Verpflichtung zur Leisung von Rechtshilfe auch in Verfah- 
ren wegen Handlungen vereinbart werden, die in einem der 
beiden Staaten strafbar sind und die in dem anderen Staat als 
Zuwiderhandlungen gegen Ordnungsvorschriften mit einer Maß- 
nahme bedroht sind, gegen deren Festsetzung ein Strafgericht 
angerufen werden kann. 

Diese Bestimmung wurde auf deutschen Wunsch in den Zusatz- 
vertrag aufgenommen, damit bei der fortschreitenden Entpönali- 
sierung vieler Tatbestände die Leistung von Rechtshilfe auch 
bei Ordnungswidrigkeiten gewährleistet ist. An dieser Regelung 
sollte festgehalten werden. 

Ich werde jedoch bei den im September 1970 bevorstehenden 
abschließenden Verhandlungen über den Abschluß des Zusatz- 
vertrages zu dem Europäischen Rechtshilfeübereinkommen Ge- 
legenheit nehmen, gegenüber den Niederlanden anzuregen, daß 
von den gesetzlich gegebenen Möglichkeiten der Einstellung 
von Verfahren in Bagatellsachen gegenüber Ausländern weit- 
gehender Gebrauch gemacht werden sollte. 


12. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über eine klarere und gerechtere Ab- 
grenzung der Kompetenzen von Justiz und 
Polizeibehörde bei einer Maßregelung von 
Verkehrssündern, um Autofahrern die Furcht 
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ZU nehmen, bei einem möglicherweise nur ein- 
maligen Fehlverhalten mit einer Doppelbestra- 
fung rechnen zu müssen, wenn etwa in der 
Praxis die im Urteil festgelegten Fristen für 
ein Fahrverbot oft um Monate überschritten 
werden oder andererseits auch ein Gnaden- 
erweis von der Verwaltungsbehörde nicht 
beachtet wird? 

Antwort des Bundesministers Jahn 
vom 1. September 1970 

Ihre Schriftliche Anfrage vom 15. August 1970 beantworte ich im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr wie folgt: 

In Fällen, in denen die Gerichte auf ein Fahrverbot im techni- 
schen Sinne des § 37 StGB erkannt haben, halte ich die von Ihnen 
befürchtete „Doppelbestrafung“ für ausgeschlossen. Denn ein- 
mal berührt ein solches Fahrverbot die Fahrerlaubnis in ihrem 
Bestände nicht, es entfällt sofort nach Ablauf der festgesetzten 
Verbotsfrist; zum anderen wird die rechtzeitige Rückgabe des 
Führerscheins in diesen Fällen spätestens mit Ablauf der Ver- 
botsfrist durch § 59 a Abs. 2 Satz 2 der Strafvollstreckungsord- 
nung sichergestellt. 

Anders als nach § 37 StGB läßt eine nach § 42 m StGB ausge- 
sprochene Maßregel der Entziehung der Fahrerlaubnis, auf die 
sich Ihre Anfrage offenbar bezieht, die Fahrerlaubnis mit der 
Rechtskraft des Urteils endgültig erlöschen (§ 42 m Abs. 3 StGB). 
Hier ist der Verurteilte nach Ablauf der Sperrfrist genötigt, die 
Erteilung einer neuen Fahrerlaubnis zur beantragen, über diesen 
Antrag entscheiden nicht mehr die Gerichte, sondern — inso- 
fern sind die Kompetenzen klar abgegrenzt — - nach den Vor- 
schriften des Straßenverkehrsgesetzes und denen der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung allein die zuständigen Verwal- 
tungsbehörden. Daß Verurteilte hierbei gelegentlich über eine 
vom Gericht verhängte Sperrfrist hinaus auf die Erteilung einer 
neuen Fahrerlaubnis warten müssen, wird zwar insbesondere 
dann nicht immer zu vermeiden sein, wenn die Verwaltungs- 
behörden bei der erneuten Prüfung der Eignung des Verurteilten 
auch Tatsachen berücksichtigen, die dem Urteil des Gerichts nicht 
zugrunde lagen (vgl. dazu u. a. BVerwG VerkMitt. 1964, 18 und 
Hess. VGH VerkMitt. 1963, 17). Der Verurteilte kann aber auch 
in diesen Fällen grundsätzlich — namentlich bei einem „einmali- 
gen Fehlverhalten“ — Verzögerungen vermeiden, wenn er schon 
so frühzeitig eine neue Fahrerlaubnis beantragt, daß ihm diese 
unmittelbar nach Ablauf der Sperrfrist erteilt werden kann. Da- 
bei kommt ihm zugute, daß die Verwaltungsbehörden nach 
§ 15 c StVZO vor Erteilung einer neuen Fahrerlaubnis von einer 
erneuten „Führerscheinprüfung“ (§§ 9 Satz 2, 11 StVZO) abse- 
hen dürfen, „wenn keine Tatsachen vorliegen, die die Annahme 
rechtfertigen, daß der Bewerber ausreichende Kenntnisse der 
Verkehrsvorschriften oder die Befähigung zum Führen von Kraft- 
fahrzeugen nicht besitzt oder mit den Gefahren des Straßenver- 
kehrs und den zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltensweisen 
nicht vertraut ist.“ 

Ob diese geltende Regelung etwa dahin geändert werden muß, 
daß künftig die Entziehung der Fahrerlaubnis wieder (wie bis 
1952) allein den Verwaltungsbehörden zu überlassen ist, wie 
dies nach einer mir vorliegenden Pressenotiz (FAZ vom 10. Au- 
gust 1970) offenbar eine in der Bremer Justizverwaltung ausge- 
arbeitete Vorlage vorsieht, bedarf einer eingehenden Prüfung. 
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Nach den dargelegten Möglichkeiten, die das geltende Recht 
bietet, und den bisher vorliegenden Erfahrungen wird nament- 
lich zu prüfen sein, ob sich die von Ihnen erhobenen Beanstan- 
dungen nicht etwa nur auf gelegentlich auftretende Mißstände 
beschränken, die auch ohne eine so tiefgreifende Änderung der 
geltenden Rechtslage allein schon im Verwaltungswege besei- 
tigt werden könnten. Die Bundesregierung wird diese Prüfung 
in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen vornehmen, so- 
bald der Bremer Entwurf offiziell vorliegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Beant- 
Dr. Jungmann wortung meiner Mündlichen Fragen zur Ta- 
baksteuersenkunq (Drucksache VI/415, Frage 
63 und Drucksache VI/610, Frage 30) ange- 
sichts der Zunahme der versteuerten Tabaker- 
zeugnisse von April 1969 auf April 1970 um 
18,4^/ü und von März 1970 auf April 1970 um 
15,9%? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 14. August 1970 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß, die Antworten auf Ihre 
Mündlichen Fragen zur Tabaksteuersenkung (Drucksache VI/415, 
Frage 63 und Drucksache VI/610, Frage 30) zu korrigieren. 

Die Zunahme des Kleinverkaufswertes der versteuerten Tabak- 
erzeugnisse im April 1970 um 18,4 v. H. gegenüber April 1969 
und um 15,9 v. H. gegenüber März 1970 sagt über die Entwick- 
lung des Absatzes wenig aus. Die Erfahrung lehrt, daß nur der 
Vergleich der Zahlen für groi:.ere Zeiträume — mindestens Vier- 
teljahre — zu brauchbaren uigeonissen führt. 

Der Kleinverkaufswert der versteuerten Tabakerzeugnisse lag 
in den ersten drei Monaten des Jahres 1970 um 0,3 v. H., in den 
ersten vier Monaten um 4,7 v. H, und in den ersten fünf Monaten 
um 4,6 V. H. über dem Kieinverkaufswert in den gleichen Zeit- 
räumen des Vorjahres. Diese Zuwachsraten sind niedriger als 
die durchschnittliche jährliche Zunahme des Kleinverkauiswertes 
von 5,7 V. H. in den Jahren 1964 bis 1968. Für das Jahr 1970 
kann deshalb nicht damit gerechnet werden, dau aie Zuwachsrate 
auch nur annähernd das von Ihnen erwähnte Ergebnis des Mo- 
nats April 1970 erreicht. 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der zuneh- 

Bremer menden Bedeutung des Sports für die Volks- 

gesundheit dadurch Rechnung zu tragen, daß 
sie den bisher dem Zollgrenzdienst vorbe- 
haltenen Dienstsport auch auf die übrige Zoll- 
verwaltung ausdehnt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 18. August 1970 

Der Dienstsport ist in der Zollverwaltung grundsätzlich auf An- 
gehörige des Dienstzweiges „Zollgrenzdienst" beschränkt. Das 
gilt auch für dienstlich angeordnete Sportveranstaltungen der 
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Verwaltung, die zur Erhaltung und Steigerung des Leistungs- 
standes als Vergleichswettkämpfe im Rahmen des Dienstsportes 
ausgetragen werden. Eine Ausdehnung des Dienstsportes auf 
Innendienstbeamte — die im übrigen wegen zu erwartender 
Auswirkungen auf andere Verwaltungen nicht vom Bundes- 
minister der Finanzen allein entschieden werden könnte — ist 
nicht beabsichtigt. 

Ich darf noch erwähnen, daß in mehreren Oberfinanzbezirken 
— wie auch beim Bundesministerium der Finanzen - — Sportver- 
eine der Zollbeamten bestehen. Es handelt sich um Zusammen- 
schlüsse von Bediensteten auf freiwilliger Basis. Die Teilnahme 
an den Sportübungen ist jedoch kein Dienst und die Kosten 
dafür werden nicht aus Haushaltsmitteln getragen. Im Interesse 
der allgemeinen Sportidee gewährt die Verwaltung Unterstüt- 
zungen in Einzeiläiien üurch kostenlose Überlassung von geeig- 
neten Räumen .z. ß. iür Tischiennis), von Sportgeräten usw. 
Darüber hinaus weiden bei Wettkämpien und Spielen einzelne 
Bedienstete gelegentlich stundenweise vom Dienst freigestellt. 
Die Sportvereine sind in der Regel eingetragene Vereine und 
gegen Uniall versichert. 


Ist die Bundes 'egierung bereit, dem nachste- 
henden Vorschlag zu folgen, nach Ende der 
Olympischen Spiele 1972 den zur Zeit zusam- 
men mit dem Einsatz für Toto- und Lottospiele 
erhobenen Olympiagroschen später weiterhin 
als „Bildungsgroschen" zu erheben und den 
Erlös dann bildungspolitischen Zwecken 
(Schulbau, Hochschulbau usw.) zur Verfügung 
zu stellen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 14. August 1970 

Für Ihre Überlegungen hinsichtlich der Möglichkeiten zur Finan- 
zierung bildungspolitischer Aufgaben danke ich Ihnen sehr. 

Zu Ihrem Vorschlag, nach Ende der Olympischen Spiele 1972 den 
zur Zeit mit dem Einsatz für Toto- und Lotto-Spiele erhobenen 
Olympiagroschen später weiterhin als „Bildungsgroschen" zu 
erheben, nehme ich wie folgt Stellung: 

Den Aufgaben im Bildungsbereich werden von der Bundesregie- 
rung erhebliche Bedeutung beigemessen. So ist sie in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern bemüht, möglichst schnell die notwen- 
digen Reformen im Bildungswesen vorzuberciten und durchzu- 
führen. 

Das Gelingen der Bildungsreform hängt jedoch in starkem Maße 
von den Möglichkeiten der Finanzierung ab. Dabei ist sich die 
Bundesregierung mit den Ländern einig in der Ansicht, daß die 
Bildungsausgaben in den nächsten Jahren erheblich steigen 
müssen. Der Bund hat daher bereits erste Schritte mit der um- 
fangreichen Erhöhung seiner Ausgaben für Bildung und Wissen- 
schaft in der neuen Finanzplanung und dem Beschluß zur Auf- 
lebung einer Bildungsanleihe eingeleitet. 

Zur Zeit läßt sich jedoch der zukünftige Bedarf an Finanzierungs- 
mitteln im Bildungsbereich noch nicht übersehen. Die vor weni- 
gen Wochen eingesetzte Bund-Länder Kommission für Bildungs- 
planung wird zunächst einen Bildungsgesamtplan und darauf 


15. Abgeordneter 

Storni 
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aufbauend ein Bildungsbudget aufstellen. Nach Einpassung in 
den gesamten öffentlichen Bedarf wird sich erst abschätzen 
lassen, inwiev/eit die zur Verfügung stehenden Mittel ausreichen 
oder neue Einnahmen zur Bildungsfinanzierung geschaffen wer- 
den müssen. Bund und Länder werden sich dann, u. a. auch im 
Finanzplanungsrat, sehr intensiv mit diesen Fragen befassen. 

Es ist daher zur Zeit noch verfrüht, über spezielle Maßnahmen 
einer Finanzierung von Bildungsausgaben in späteren Jahren 
endgültiges zu beschließen. Grundsätzlich ist jedoch festzustel- 
len, daß die öffentlichen Ausgaben aus allgemeinen Deckungs- 
mitteln finanziert werden müssen. Eine Zweckbindung bestimm- 
ter Einnahmen widerspricht diesem haushaltsrechtlichen Grund- 
satz. Dies gilt ganz besonders auch für den Bildungsbereich, 
da es sich hier um fortlaufende und der breiten Bevölkerung 
zugute kommende Ausgaben von erheblicher Größenordnung 
handelt. 

Eine Verwendung des mit dem Einsatz für Toto- und Lottospiele 
erhobenen und zeitlich befristeten Olympiagroschens als späteren 
„Bildungsgroschen'' erscheint mir daher — abgesehen von den 
auch nur relativ geringen Erträgen — ein wenig geeigneter Weg, 
zur Finanzierung der Bildungsausgaben beizutragen. Darüber 
hinaus ist auch darauf hinzuweisen, daß es sich bei dem „Olym- 
piagroschen" um eine Lotterie (Olympia-Zusatzwette) handelt, 
die auf Beschluß der Ministerpräsidenten der Länder eingeführt 
ist und deren Durchführung in den Zuständigkeitsbereich der 
einzelnen Bundesländer fällt. 


16. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen (vgl. Main-Post vom 

Memmel 29. Juli 1970) zu, wonach der Bund ein Areal 

von 2 Hektar mit Mietshäusern bebaut und, 
mitten in der Stadt Würzburg gelegen, ver- 
kauft ohne jede Ausschreibung und ohne jede 
Fühlungnahme mit den langjährigen Bewoh- 
nern, die unter Umständen auch Kaufanwärter 
wären? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 18. August 1970 

Bei der Siedlung handelt es sich um 15 Wohnblocks, die in den 
Jahren 1950/51 in Einfachbauweise für Kasernenverdrängte er- 
richtet worden sind. Die Gebäude weisen zur Zeit erhebliche 
Mängel auf. So müssen die Dächer instandgesetzt und sämtliche 
elektrische und sanitäre Installationen erneuert werden. Da in 
den 30 bzw. 46 m langen Gebäuden Dehnungsfugen fehlen, sind 
Mauerrisse entstanden, durch die Feuchtigkeit in die Wohnungen 
eindringt. Die Kosten für die zur Substanzerhaltung erforder- 
lichen Baumaßnahmen werden von der Finanzbauverwaltung 
auf rd. 2 Millionen DM geschätzt. Jedoch selbst nach Durchfüh- 
rung der Maßnahmen wird der wirtschaftliche Wert der Gebäude 
nicht wesentlich verbessert. Da bei der außerordentlichen Knapp- 
heit der Haushaltsmittel für Bauunterhalt andere dringend er- 
forderliche Maßnahmen zurückgestellt werden müßten, sind 
Überlegungen angestellt worden, die Siedlung an eine gemein- 
nützige Wohnungsbaugesellschaft zu verkaufen, die es überneh- 
men würde, die Gebäude nacheinander abzureißen und neu zu 
bauen, so daß die Mieter nach gewissen Zeitabständen neue 
Wohnungen beziehen könnten. Jedoch konnten konkrete Ver- 
kaufsverhandlungen noch nicht geführt werden. 
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An eine öffentliche Ausschreibung ist nicht gedacht, da als 
Käufer der Siedlung nur eine gemeinnützige Gesellschaft in Be- 
tracht kommt, die die Interessen der Bewohner angemessen 
berücksichtigen könnte. Von Kaufanträgen langjähriger Bewoh- 
ner ist nichts bekannt. Der Verkauf einzelner Wohnungen würde 
im übrigen einer Lösung des Problems über eine Wohnungs- 
baugesellschaft entgegenstehen. 


17. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Weigl Bundes der Steuerzahler, wonach seit dem 

1. Januar 1970 die Erhebung einer Getränke- 
steuer (ebenso wie der Speiseeissteuer) nach 
Artikel 105 Abs. 2 a GG verfassungswidrig 
ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 18. August 1970 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die Erhebung 
einer Getränkesteuer und einer Speiseeissteuer seit dem 1. 
Januar 1970 verfassungswidrig ist. 

Nach der im Rahmen der Finanzreform geschaffenen Bestimmung 
des Artikels 105 Abs. 2 a GG haben die Länder die Befugnis der 
Gesetzgebung über die örtlichen Verbrauch- und Aufwand- 
steuern, solange und soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten 
Steuern gleichartig sind. Von dieser Gesetzgebungskompetenz 
der Länder werden die in einem Großteil der Länder erhobenen 
Getränkesteuern erfaßt, da sie keiner bundesgesetzlich geregel- 
ten Steuer gleichartig ist. Insbesondere ist keine Gleichartigkeit 
mit der Umsatzsteuer gegeben. Während bei der Umsatzsteuer 
der steuerbegründende Tatbestand der Umsatz einer Ware gegen 
Entgelt ist, knüpft die Getränkesteuer an den Verzehr an Ort 
und Stelle an. Deswegen wird z. B. der Getränke verkaufende 
Einzelhändler von der Steuer nicht betroffen. Folglich sind die 
Steuergegenstände bei der Getränkesteuer und bei der Umsatz- 
steuer verschieden, obwohl der Steuermaßstab bei beiden Steu- 
ern das für die Ware gezahlte Entgelt ist. 

Ähnliches gilt für die nur noch in Bayern erhobene Speiseeis- 
steuer. 

Die Getränke- und Speiseeissteuer wären nur dann verfassungs- 
widrig, wenn sie nicht auf ein besonderes Erfordernis (wie z, B. 
den Verzehr an Ort und Stelle) abstellen würden, sondern jede 
entgeltliche Abgabe der betroffenen Waren im Gemeindegebiet 
erfassen würden. In diesem Sinne hat das Bundesverfassungs- 
gericht in seiner Entscheidung vom 23. Juli 1963 (BVerfGE 16, 
306 [316 ff.]) die Speiseeissteuer in Hessen und die Umsatzsteuer 
als gleichartig angesehen. 

Die Erhebung der Getränke- und Speiseeissteuer steht daher mit 
Artikel 105 Abs. 2 a GG in Einklang. 


18. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Weigl wegen der angespannten Lage auf dem Ar- 

beitsmarkt alte Pläne realisiert werden sollen, 
die für Überstunden Lohnsteuer- und Sozial- 
abgabenfreiheit vorsehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 18. August 1970 

Die Bundesregierung glaubt, daß die Erwartungen hinsichtlich 
des Anreizes zur Mehrarbeit, die an eine Lohnsteuerfreiheit der 
Überstundenvergütungen geknüpft werden, vielfach übersetzt 
sind. Die Verhältnisse in den einzelnen Wirtschaftszweigen sind 
zu unterschiedlich, als daß eine allgemeingültige Beurteilung 
möglich wäre. In zahlreichen Betrieben werden Überstunden 
technisch gar nicht möglich sein, weil in diesen Betrieben nach 
feststehenden Schichtplänen oder im Akkordsystem gearbeitet 
wird. In bestimmten Branchen dürfte eine Notwendigkeit zur 
Leistung von Mehrarbeit nicht bestehen. 

Die Bundesregierung ist auch nicht davon überzeugt, daß die 
Steuerfreiheit der Überstundenvergütungen dazu führen könnte, 
die Arbeitsmarktlage wirksam zu entspannen. Es wird häufig 
übersehen, daß heute auch ohne besondere steuerliche Vergün- 
stigungen bereits Mehrarbeit in erheblichem Umfang geleistet 
wird. Hier würde die Einführung der Steuerfreiheit also nur dazu 
führen, daß bisher steuerpflichtiger Arbeitslohn in künftig 
steuerfreien Arbeitslohn umgewandelt würde, ohne daß zusätz- 
liche Mehrarbeit geleistet würde, überhaupt müßte befürchtet 
werden, daß ein Trend ausgelöst würde, die Normaiarbeitszeit 
zugunsten der Mehrarbeit zu verkürzen, um Steuervorteile zu 
erlangen. 

In diesem Zusammenhang sind auch die finanziellen Auswirkun- 
gen vom Bedeutung. Bei einer Steuerbefreiung des Mehrarbeits- 
lohnes würden sich jährlich Steuermindereinnahmen von über 
500 Millionen DM und Mindereinnahmen bei den Sozialver- 
sicherungsträgern von etwa 900 Millionen DM ergeben. 

Alle diese Erwägungen, zu denen noch gesellschaftspolitische 
und nicht zuletzt auch gesundheitliche Erwägungen hinzukom- 
men, geben dazu Anlaß, eine Steuerfreiheit für Überstundenver- 
gütungen nicht in Erwägung zu ziehen. 


19. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 
Dr. Aigner bewogen, durch den Erlaß des Bundesministers 

der Finanzen vom 16. Februar 1970 Az III 
A/5 — Z 1805/6/70 den ursprünglichen Erlaß 
vom 26. September 1968 Az III/C/5 — Z 1805/ 
2968 aufzuheben und damit eine staatsanwalt- 
schaftliche Ermittlung gegen ausländische Sen- 
dungen pornographischen Inhalts wesentlich 
zu erschweren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 21. August 1970 

Durch den Erlaß des Bundesministeriums der Finanzen vom 26. 
September 1968 — III C/5 - Z 1805 - 29/68 — sind die Zolldienst- 
stellen angewiesen worden, Sendungen mit unzüchtigen Schrif- 
ten, deren Einfuhr die Strafnorm des § 184 Abs. 1 Nr. 1 a StGB 
verletzen könnte, anzuhalten und die zuständige Staatsanwalt- 
schaft davon zu unterrichten. Diese Anweisung führte fortlaufend 
zu Beschwerden der Betroffenen und zu Vorwürfen in der Presse 
gegen die Praxis der Zollverwaltung, soweit nach ihr auch an 
Privatempfänger eingehende Postsendungen mit unzüchtigen 
Schriften zu behandeln waren. 
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Verschiedene Gerichte lehnten von Anfang an eine Einziehung 
der für Privatbezieher bestimmten Postsendungen aus rechtlichen 
Gründen ab. Wie der Parlamentarische Staatssekretär meines 
Hauses auf eine ähnliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Unland in der Fragestunde vom 19. März 1970 mitgeteilt hat, 
vertraten diese Gerichte entweder den Standpunkt, § 184 StGB 
erfasse seinem Wortlaut nach nicht die für Privatempfänger 
bestimmten Sendungen, oder sie machten geltend, die Zolldienst- 
stellen hätten mit der Weiterleitung der Postsendungen an die 
Staatsanwaltschaft gegen das Brief- und Postgeheimnis des 
Artikels 10 GG verstoßen. 

Der Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages hat es eben- 
falls für zweifelhaft gehalten, „ob denn überhaupt durch § 184 
Abs. 1 Nr. 1 a StGB die Einfuhr unzüchtiger Schriften verboten 
ist, wenn sie nicht zum Zwecke der Weiterverbreitung, sondern 
nur darum eingeführt werden, um den eigenen (persönlichen) 
Bedarf der Besteller zu befriedigen." 

Wegen der Bedenken im Hinblick auf das Brief- und Postgeheim- 
nis haben einzelne Betroffene beim Bundesverfassungsgericht 
Verfassungsbeschwerde erhoben. 

Bei dieser unsicheren Rechtslage sah sich das Bundesministerium 
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Justiz gehalten, die ursprüngliche Anweisung an die Zolldienst- 
stellen durch Erlaß vom 16. Februar 1970 hinsichtlich der für 
Privatempfänger bestimmten Sendungen in dem Ihnen bekann- 
ten Sinne zu ändern. Dabei ist auch der von der Bundesregierung 
mit Entschiedenheit vertretene Grundsatz berücksichtigt worden, 
daß sich der Staat soweit wie möglich jeglichen Eingriffs in die 
private Sphäre des Staatsbürgers enthalten muß. 

Sendungen pornographischen Inhalts, die verbreitet oder sonst 
allgemein zugänglich gemacht werden sollen, werden nach wie 
vor von den Zolldienststellen angehalten und der Staatsanwalt- 
schaft zugeleitet. Die jetzige Regelung kann m.E. daher nicht 
dahin gehend mißdeutet werden, daß durch sie rechtlich gebotene 
Maßnahmen der Strafverfolgungsbehörden gegen ausländische 
Sendungen pornographischen Inhalts behindert würden. 


20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit 
Dr. Reinhard einiger Zeit Geflügelgroßfarmen die durch 
Abschreibung von Wirtschaftsgütern nach § 6 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes im Zu- 
sammenhang mit einer Verfügung der Ober- 
finanzdirektion Frankfurt (Main) vom 22. Au- 
gust 1969 erreichten steuerlichen Verluste ih- 
ren Gesellschaftern als steuerliche Verlustzu- 
weisungen in Höhe von 200 v. H. zukommen 
lassen, so daß diese ihre Kapitaleinlage u. U. 
völlig aus ersparten Steuern leisten können 
und damit den Geflügelgroßfarmen preiswer- 
tes Kapital auf Kosten des Steuerzahlers zur 
Verfügung gestellt wird? 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
Dr. Reinhard durch derartige steuerliche Praktiken erheb- 
liche Wettbewerbsnachteile für die Landwirte 
ergeben, die diese steuerlichen Vergünsti- 
gungen nicht für sich in Anspruch nehmen 
können? 
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22. Abgeordneter Wie und in welcher Form gedenkt die Bun- 
Dr. Reinhard desregierung diese durch besondere steuer- 
liche Praktiken verursachten Wettbewerbsver- 
zerrungen zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 31. August 1970 


Der Bundesregierung ist bekannt geworden, daß seit einiger 
Zeit für den Erwerb von Beteiligungen an Legehennen-Farmen 
mit dem Hinweis darauf geworben wird, die Legehennen seien 
geringwertige Wirtschaftsgüter i. S. des § 6 Abs. 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes (EStG) mit der Folge, daß die Anschaffungs- 
kosten im Jahr der Anschaffung in vollem Umfang als Aufwand 
behandelt werden können. Es trifft auch zu, daß die Auffassung, 
Legehennen seien geringwertige Wirtschaftsgüter, in einer Ver- 
fügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) vertreten wird. 

Durch die Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit nach § 6 
Abs. 2 EStG entstehen bei den Legehennen-Farmen erhebliche 
Verluste. Diese Verluste könnten — so wird in den Angeboten 
betont — von den Kommanditisten mit positiven anderen Ein- 
künften ausgeglichen werden. Da die Verlustzuweisung in dem 
bekannt gewordenen Einzelfall 200 v. H. betragen soll, kann der 
Kommanditist, wenn seine steuerliche Belastung hoch ist, seine 
Beteiligung u. U. in vollem Umfang aus ersparter Einkommen- 
oder Kirchensteuer finanzieren. Ihm wird dabei weiter in Aus- 
sicht gestellt, daß er nach Ablauf einer Mindestfrist, in diesem 
Fall acht Jahre, das eingezahlte Kapital zurückerhält. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß die durch die Verlustzuweisungen ein- 
gesparten laufenden Steuern insgesamt wesentlich höher sind 
als die im Zeitpunkt des Ausscheidens anfallende Steuer auf den 
Gewinn aus der Aufgabe des Kommanditanteils, die nach § 15 
Abs. 1 Ziff. 2, § 34 Abs. 1 und 2 EStG nur in Höhe des halben 
Steuersatzes erhoben wird. 

Es wird so erreicht, daß für den Aufbau der Produktionsbetriebe 
für einen längeren Zeitraum erhebliche Kapitalbeträge zinslos 
zur Verfügung stehen. Darin liegt zweifellos ein gewichtiger 
Wettbewerbsvorteil. 

Durch die Steuerabteilung meines Hauses ist geprüft worden, ob 
nach geltendem Recht die Inanspruchnahme von Verlusten, die 
durch Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit für Legehennen 
entstehen, zulässig ist. Die Prüfung hat ergeben, daß es zwei- 
felhaft ist, ob die in dem bekannt gewordenen Fall gewählte 
Gestaltung steuerlich anerkannt werden kann. Wegen der allge- 
meinen Bedeutung der zur Erörterung stehenden steuerlichen 
Zweifelsfragen ist beabsichtigt, die Angelegenheit noch im Sep- 
tember mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden der 
Länder zu erörtern. Dabei wird auch geprüft werden, ob und ge- 
gebenenfalls welche gesetzgeberischen Maßnahmen zur Ver- 
meidung ungerechtfertigter Steuervorteile notwendig sind. 


23. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung auf die 

Höcherl Warnung der Deutschen Bundesbank vor der 

Schuldenpolitik der öffentlichen Hand zu rea- 
gieren? 
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24. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung auf Grund 

Hödierl der Mahnungen der Notenbank ihre mittel- 

fristige Finanzplanung zu überprüfen bzw. 
anzupassen? 


Antwort des Bundesministers Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
vom 26. August 1970 

Die Bundesregierung wird zu den Äußerungen der Deutschen 
Bundesbank zur Schuldenpolitik der öffentlichen Hand anläßlich 
der Debatte über den Haushalt 1971 und den Finanzplan 1970 
bis 1974 Stellung nehmen. Sie hält es gegenwärtig nicht für er- 
forderlich, eine Überprüfung ihrer mehrjährigen Finanzplanung 
vorzunehmen. 


25. Abgeordneter Ist nach der auf meine Frage nach den mögli- 
Leidit chen finanziellen Folgen der Ostpolitik der 

gegenwärtigen Regierung erteilte Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Finanzen vom 22. Juli 1970, 
wonach finanzielle Forderungen „nur" bei den 
Gesprächen mit der DDR erhoben worden sind, 
die Meldung in der Zeitschrift „Der Volks- 
wirt" vom 3. Juli 1970 als falsch anzusehen, 
daß Außenminister Gromyko vom deutschen 
Unterhändler Egon Bahr Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts gefordert ha- 
be (die Zeitschrift spricht in diesem Zusam- 
menhang von einer Forderung von „mehr als 
200 Milliarden DM") und daß der Kreml seine 
osteuropäischen Partner dränge, auf keinen 
Fall im Alleingang mit Bonn Reparationszah- 
lungen auszuhandeln, da Moskau eine einheit- 
liche Regelung aller kommunistischer Staa- 
ten mit der Bundesrepublik Deutschland er- 
strebe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 2. September 1970 

Wie die Bundesregierung mehrfach eindeutig erklärt hat, sind 
bei den Gesprächen zwischen Herrn Staatssekretär Bahr und 
dem sowjetischen Außenminister Gromyko von sowjetischer 
Seite weder Reparationszahlungen gefordert worden, noch ist 
über die Reparationsfrage überhaupt gesprochen worden. Es 
wird in diesem Zusammenhang auf die Ausführungen von Herrn 
Staatssekretär Bahr im Bulletin des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung vom 21. Juli 1970 auf Seite 964 
verwiesen. Auch die Gerüchte über angebliche sowjetische 
200-Milliarden-Forderungen für die Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts entbehren jeder Grundlage. Daher ent- 
sprechen die diesbezüglichen Behauptungen in der Zeitschrift 
„Der Volkswirt" vom 3. Juli 1970 nicht den Tatsachen. 

Uber die Bestrebungen der sowjetischen Regierung, eine ein- 
heitliche Regelung über Reparationszahlungen zugunsten aller 
kommunistischen Staaten herbeizuführen, ist der Bundesregie- 
rung nichts bekannt. 
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26. Abgeordneter Rechnet die Bundesregierung, falls bisher For- 
Leicht derungen dieser Art noch nicht erhoben wor- 

den sind, nicht damit, daß bei den weiteren 
Ostkontakten finanzielle Forderungen dieser 
oder anderer Art erhoben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reisdil 
vom 2. September 1970 

Die Bundesregierung kann sich zu dieser Frage, die einen 
hypothetischen Fall betrifft, nicht äußern. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


27. Abgeordneter Treffen die Behauptungen zu, daß in den Part- 
Dasdi neriändern der EWG durch den Betrieb von 

stationären Dieselaggregaten in gewerblichen 
oder industriellen Unternehmen mit verbillig- 
tem Treibstoff billiger elektrische Energie er- 
zeugt wird und dadurch eine Wettbewerbs- 
verzerrung für die deutsche Wirtschaft ent- 
stehen kann? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 17. August 1970 

In den Partnerländern der EWG ist die Stromerzeugung in Die- 
selaggregaten in der Tat wegen niedrigerer Treibstoffkosten 
billiger als in der Bundesrepublik Deutschland möglich; die nie- 
drigeren Treibstoffkosten hängen zu einem guten Teil mit ent- 
sprechend niedrigerer Besteuerung des eingesetzten Dieselkraft- 
stoffs in diesen Ländern zusammen. Von der Möglichkeit einer 
Stromerzeugung in Dieselaggregaten machen jedoch die gewerb- 
lichen oder industriellen Unternehmen dieser EWG-Länder nur 
in sehr geringem Umfang Gebrauch, da die Stromversorgung 
aus dem öffentlichen Netz im allgemeinen billiger und sicherer 
ist. Statistische Angaben über die Stromerzeugung in Diesel- 
aggregaten in diesen Ländern liegen nicht vor, doch kann aus 
der Energiestatistik der EWG (Jahrbuch 1969) gefolgert werden, 
daß der Anteil der Stromerzeugung in Dieselaggregaten im Ver- 
hältnis zur Gesamtstromerzeugung nur sehr gering ist. Der Lei- 
stungsanteil der in den industriellen Eigenanlagen der EWG- 
Partnerländer installierten gesamten Verbrennungsmotore (Die- 
selmotore, Gasmotore und Vergasermotore) betrug nur 3 v. H. 
der insgesamt in Eigenanlagen installierten Leistung. Der stati- 
stisch nicht gesondert ausgewiesene Anteil der Dieselaggregate 
liegt also noch unter diesem geringen Prozentsatz, ferner ist der 
Ausnutzungsgrad derartiger Anlagen nicht sehr hoch. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland ist das Interesse von 
Gewerbe- oder Industriebetrieben an der Stromerzeugung in 
Dieselaggregaten im allgemeinen gering. Aus den amtlichen 
Statistiken ist ersichtlich, daß selbst in den Jahren vor 1964, zu 
einer Zeit also, in der die Stromerzeugung in ortsfesten Diesel- 
aggregaten durch die Gasölbetriebsbeihilfe noch begünstigt war 
und somit die steuerliche Belastung nur 63 DM/t betrug, diese 
Möglichkeit kaum genutzt wurde. In den industrieeigenen Diesel- 
aggregaten wurden z. B. im Jahre 1963 bei einem gesamten 
Industriestromverbrauch von rd. 87 Milliarden kWh, d. h. 0,02 
V. H., mit verbilligtem Dieselkraftstoff erzeugt. 
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Die Besteuerung des Schweröleinsatzes in Dieselaggregaten ist 
auch Gegenstand der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
zur Stromversorgung der deutschen Wirtschaft (Drucksache 
V/3668) gewesen. In ihrer Antwort vom 14. März 1969 (Druck- 
sache V/3978) hat die Bundesregierung darauf aufmerksam 
gemacht, daß dem Deutschen Bundestag am 21. April 1966 und 
am 20. April 1967 — jeweils aus seiner Mitte — ein Antrag 
vorgelegt worden ist, den Schweröleinsatz in Dieselaggregaten 
zur Stromerzeugung statt mit der relativ hohen Mineralölsteuer 
mit der wesentlich niedrigeren Heizölsteuer zu belasten. Der 
Antrag aus dem Jahre 1966 ist am 15. März 1967 im Plenum des 
Deutschen Bundestages beraten worden; niemand hat ihm zuge- 
stimmt. Der Antrag aus dem Jahre 1967 ist nach erster Lesung 
an die zuständigen Bundestagsausschüsse überwiesen worden; 
eine Beratung hat nicht stattgefunden. 

Soweit durch die unterschiedlichen Steuersätze in den EWG- 
Ländern — etwa in Teilbereichen — Wettbewerbsprobleme auf- 
treten können, werden diese im Rahmen der Steuerharmonisie- 
rungsbestrebungen der EWG-Kommission sicher berücksichtigt 
werden. Dabei darf aber nicht übersehen werden, daß der Strom- 
preis nur ein Kostenfaktor der Wirtschaft unter vielen ist. Wie 
ebenfalls bereits in der Antwort auf die Große Anfrage zur 
Stromversorgung der deutschen Wirtschaft dargelegt worden ist, 
betrugen die Kosten für den Strombezug aus dem öffentlichen 
Netz bei der gesamten verarbeitenden Industrie im Jahre 1967 
durchschnittlich nur 1,2 v. H. des Umsatzes. Auch wenn eine sol- 
che Durchschnittszahl unterschiedlich hohe Kosten für den Strom- 
bezug innerhalb der verarbeitenden Industrie überdeckt, gibt sie 
doch einen Anhalt für die Größenordnung, um die es bei den 
Strombezugskosten der Industrie insgesamt geht. Zugleich wird 
natürlich deutlich, daß Kostennachteile in der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Stromerzeugung in Dieselaggregaten allen- 
falls begrenzte Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft im gemeinsamen Markt haben können. 


28. Abgeordneter Aus welchen Gründen und in wieviel Fällen 

Weigl wurden Anträge auf Erteilung der Bescheini- 

gung nach § 1 Abs. 4 des Investitionszulagen- 
gesetzes vom 18. August 1969 noch nicht er- 
ledigt bzw. abgelehnt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 21. August 1970 

Die Anträge auf Erteilung der Bescheinigung nach § 1 Abs. 4 
des Investitionszulagengesetzes werden von den Landesregie- 
rungen mit einer Stellungnahme versehen und an das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft (Investitionsvolumen 2 Millionen DM 
und mehr) bzw. Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft (Investi- 
tionsvolumen unter 2 Millionen DM) weitergeleitet. 

Bei den genannten Stellen sind bisher 7100 Anträge eingegan- 
gen. Davon wurden 1570 positiv beschieden; das betrifft ein 
Investitionsvolumen von rd. 8 Milliarden DM. Weitere 230 An- 
träge wurden ablehnend beschieden, weil die im Gesetz genann- 
ten Kriterien nicht erfüllt sind. Bearbeitet werden derzeit weitere 
2260 (davon beim Bundesamt 2000) Anträge. Schließlich sind 
3040 Anträge (davon beim Bundesamt 3000) noch nicht bear- 
beitet. 
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Bei den noch nicht bearbeiteten handelt es sich vor ^lem um 
solche Anträge, die erst in den letztenWochen stoß artig von den 
Landesregierungen weitergeleitet wurden. Die gegebenen perso- 
nellen Kapazitäten reichen iQr eine gleichzeitige Bearbeitung 
aller eingegangenen Anträge nicht aus. 


29. Abgeordneter Welche Umstände haben die Bundesregierung 
Walkhoff bewogen, trotz der Proteste der deutschen 

und der betroffenen afrikanischen Bevölkerung 
und im Unterschied beispielsweise zur schwe- 
dischen Regierung, deutschen Firmen Kredit- 
bürgschaften zu gewähren, die durch die Be- 
teiligung am Staudammprojekt Cabora Bassa 
zur Herrschaftsverfestigung der portugiesi- 
schen Minderheit und keineswegs in erster 
Linie der einheimischen afrikanischen Bevöl- 
kerung dienen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 20. August 1970 

a) Die Bundesregierung hat für das Projekt Cabora Bassa erst- 
mals 1967 Bundesbürgschaften zugesagt. 

Ausfuhrbürgschaften dienen dem Ausbau eines weltweiten 
freien Handelsverkehrs, der für die Bundesrepublik Deutsch- 
land lebensnotwendig ist. Den deutschen Lieferfirmen sollten 
im Wettbewerb um das international heftig umkämpfte Pro- 
jekt Cabora Bassa die gleichen Chancen ermöglicht werden, 
wie sie den ausländischen Konkurrenten und Konsortialpart- 
nern zur Verfügung standen. Die Erteilung von Ausfuhrbürg- 
schaften bedeutet keine Billigung der politischen Situation 
im Bestellerland. Zudem wurden im Zeitpunkt der Bürg- 
schaftszusage für Cabora Bassa weder von afrikanischer Seite 
noch aus der deutschen Öffentlichkeit Bedenken erhoben. 
Nach Kenntnis der Bundesregierung haben sich die schwedi- 
schen Konsortialmitglieder aus eigenem Entschluß zurück- 
gezogen, ohne daß von der schwedischen Regierung Bürg- 
schaftszusagen annulliert wurden. 

b) Der Cabora Bassa-Damm benötigt ein halbes Jahrzehnt bis 
zu seiner Fertigstellung und wird sich erst langfristig wirt- 
schaftlich voll auswirken. Die Bundesregierung vertraut dar- 
auf, daß sich die wirtschaftliche Entwicklung sowie die poli- 
tische und soziale Lage im gesamten Einzugsbereich des Dam- 
mes während dieses Zeitraumes bessern wird. 


30. Abgeordneter Weiche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Walkhoff rung, derartige Bürgschaften in ähnlichen 

Fällen zu verweigern oder zurückzunehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 20. August 1970 

Wie in allen übrigen Fällen trifft die Bundesregierung auch bei 
der Übernahme von Bürgschaften für Gebiete, die ihre Unabhän- 
gigkeit noch nicht erreicht haben, ihre Entscheidung von Fall zu 
Fall unter Abwägung aller für und gegen die Übernahme von 
Ausfuhrbürgschaften sprechenden Umstände. 
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Die Rücknahme von bereits zugesagten Bürgschaften ist möglich, 
wenn beim ausländischen Schuldner gefahrerhöhende Umstände 
festgestellt werden, die die Risikolage substantiell verschlech- 
tern, oder wenn der Schuldner mit der Erfüllung seiner Verbind- 
lichkeiten in Verzug gerät. 


31. Abgeordneter Nachdem nunmehr Bauuntemehmxingen aus 
Lemmrich Ostblockstaaten in der Bundesrepublik tätig 

werden sollen, frage ich die Bundesregierung, 
ob die deutschen Stunden- und Akkordlöhne, 
wie sie die Gewerkschaft Bau, Steine, Erden 
und die Bauwirtschaft vertraglich festgelegt 
haben, Grundlage der Kalkulation sind bzw. 
sein müssen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 21. August 1970 

Die Frage, ob die für das Baugewerbe tariflich vereinbarten 
Stunden- und Akkordlöhne auch bei den osteuropäischen Bau- 
untemehmungen die Grundlage der Kalkulation bilden müssen, 
ist mit ja zu beantworten. 

Die osteuropäischen Firmen sind zwar — soweit mir bekannt — 
nicht Mitglieder des zuständigen deutschen Tarif verbandes und 
daher formell nicht an die deutschen Lohntarifverträge gebun- 
den; indirekt, nämlich auf dem Umweg über § 19 AFG, gelten 
die deutschen Tarif Vereinbarungen jedoch auch für die in der 
Bundesrepublik Deutschland tätigen osteuropäischen Baufirmen. 
Die Arbeitsämter lassen sich vor der Erteilung der gemäß § 19 
AFG erforderlichen Arbeitserlaubnis für die osteuropäischen 
Arbeiter die Zusicherung geben, daß die Bezahlung den deut- 
schen Tariflöhnen entspricht. Diese Zusage ist nach den mir 
vorliegenden Informationen eingehalten worden. Es besteht für 
die osteuropäischen Firmen allerdings keine Verpflichtung, die 
nicht unerheblich über den Tariflöhnen liegenden Effektivlöhne 
zu zahlen. 


32. Abgeordneter Werden den Bauarbeitern aus Ostblockstaaten, 
Lemmrich die Aufträge von Bauunternehmungen dieser 

Länder in der Bundesrepublik ausführen, die 
in der Bundesrepublik üblichen Löhne voll 
ausgezahlt, und stehen sie diesen Arbeitern 
in der Bundesrepublik uneingeschränkt zur 
persönlichen Verfügung? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 21. August 1970 

Aus den mir vorliegenden Unterlagen ergibt sich, daß z. B, den 
rumänischen Arbeitern in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Auslösung von 29 DM pro Kalendertag und ein in Ruipänien 
gezahlter Arbeitslohn von 3600 Leu gewährt wird. Von der 
Auslösung wird ein im Einzelfall schwankender Anteil für Ge- 
meinschaftsunterkunft und Verpflegung abgezogen. Im übrigen 
steht die Auslösung den Arbeitern voll zur Verfügung. Bei dem 
in rumänischer Währung gezahlten Arbeitslohn von 3600 Leu 
soll es sich um einen Nettobetrag handeln, von dem Steuern und 
soziale Abgaben bereits abgezogen sind. 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


33. Abgeordneter Welche Vorstellungen über die weitere Ent- 
Dasch Wicklung der landwirtschaftlichen Erzeuger- 

preise in der EWG hat die Bundesregierung 
als Grundvorstellungen der deutschen Dele- 
gation bei den Beitrittsverhandlungen mit 
England und den drei weiteren Staaten als 
Verhandlungsziel mit auf den Weg gegeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 17. August 1970 

Die Gemeinschaft fordert von den Beitrittskandidaten die Über- 
nahme des gemeinsamen Agrarsystems, wozu auch die Preise 
gehören. Die dadurch entstehenden Schwierigkeiten in den bei- 
trittswilligen Ländern sollen durch noch auszuhandelnde über- 
gangsfristen gelöst werden. 


34. Abgeordneter Plant die Bundesregierung auch in der Zukunft, 
Dasch in der EWG dafür einzutreten, daß die land- 

wirtschaftlichen Erzeugerpreise zumindest 
einigermaßen der allgemeinen Preis- und 
Kostenentwicklung angepaßt werden oder 
nach dem englischen Modell den Weltmarkt- 
preisen entsprechend gesenkt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 17. August 1970 

Aus der Antwort zu Frage 33 ergibt sich, daß die Gemeinschaft 
das englische Wcltmarktpreissystem ablehnt. Im übrigen wird 
sich die Bundesregierung wie bisher für Agrarpreise einsetzen, 
die es in Verbindung mit ihren sonstigen agrarpolitischen Maß- 
nahmen ermöglichen, daß sich die Landwirtschaft zu einem gleich- 
rangigen Teil unserer modernen Volkswirtschaft entwickelt, der 
an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung 
in vollem Umfang teilnimmt. 


Sind der Bundesregierung aus Deutschland 
ähnliche Fälle bekannt geworden wie in den 
Niederlanden, wo einem Bericht der Stutt- 
garter Zeitung vom 31. Juli 1970 zufolge aus 
undichten Rohren ausströmendes Erdgas zu 
einem Verkümmern und Absterben von Bäu- 
men und Pflanzen in einem erschreckenden 
Ausmaß geführt haben soll, und in welcher 
Weise wird von deutscher Seite mit der dies- 
bezüglichen niederländischen Forschungskom- 
mission zusammengearbeitet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. August 1970 

Fläufung der Erdgaseinwirkungen in den letzten Jahren geht im 
wesentlichen auf die zunehmende Umstellung von Leuchtgas 
auf Erdgas zurück, wobei die technischen Voraussetzungen bei 
alten Leuchtgasleitungen für Erdgas unzureichend sind; 


35. Abgeordneter 

Mertes 
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Gründe: Erdgas hat geringeren Feuchtigkeitsgehalt als Leucht- 
gas und kann als trockeneres Gas schlechte Muffen und Dich- 
tungen (alter Leuchtgasleitungen) leichter als Leuchtgas durch- 
dringen. 

Phytotoxisch auf Pflanzen wirkt weniger das Erdgas selbst als 
vielmehr die Reduzierung des Sauerstoffgehaltes des Bodens 
durch einsetzende chemische Reaktionen, die das Erdgas aus- 
löst. 

Pflanzenschäden sind auch in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits registriert worden (vor einigen Jahren z. B. in Lübeck: 
etwa 1000 Alleebäume und in Leer [Ostfriesland]: 300 Straßen- 
bäume). 

Der Schutz der Flora um die Erdgas-Rohrleitungssysteme in den 
Städten, vorwiegend in alten Stadtzentren, wie auch in der 
Pressenotiz aus den Niederlanden berichtet wird, ist ein rein 
technisches Problem, im übrigen ist die Umstellung auf Erdgas 
ein Fortschritt gegenüber dem giftigen Leuchtgas. 

Die Arbeitsergebnisse des niederländischen Forschungsausschus- 
ses über den Einfluß von Erdgas auf Bepflanzungen (S.LA.B.) 
sind der Bundesanstalt für Vegetationskunde und auch dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


36. Abgeordneter ^st gewährleistet, daß Gastarbeiter in jedem 
Glombig Falle — auch wenn sie durch eine Anwerbe- 

firma angeworben sind — rechtzeitig vor der 
Arbeitsaufnahme in der Bundesrepublik 
Deutschland ärztlich untersucht werden mit 
der Wirkung, daß gesundheitlich ungeeignete 
Bewerber nicht eingestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 20. August 1970 

Bei der Beantwortung Ihrer Frage zur ärztlichen Untersuchung 
ausländischer Arbeitnehmer sind folgende legale Einreisemög- 
lichkeiten zu unterscheiden: 

a) Vermittlung des Ausländers durch eine Anwerbestelle der 
Bundesanstalt für Arbeit im Ausland, 

b) Einreise mit Sichtvermerk der deutschen Auslandsvertre- 
tungen, 

c) Einreise ohne jegliche Formalitäten im Rahmen der Frei- 
zügigkeit nach EWG-Recht. 

Die von einer Anwerbestelle der Bundesanstalt vermittelten aus- 
ländischen Arbeitnehmer werden bereits vor ihrer Ausreise in 
den Heimatstaaten ärztlich untersucht. Im vergangenen Jahr 
sind 43 vom Hundert der insgesamt eingereisten ausländischen 
Arbeitnehmer auf diesem Wege in die Bundesrepublik Deutsch- 
land gekommen. 
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Ausländische Arbeitnehmer, die mit einem Sichtvermerk oder im 
Rahmen der Freizügigkeit innerhalb der EWG in das Bundes- 
gebiet einreisen, werden — von Ausnahmen abgesehen — erst 
nach der Einreise ärztlich untersucht. Hierzu zahlen auch Aus- 
länder, die von deutschen Firmen unmittelbar angeworben wer- 
den. Die ärztliche Untersuchung wird dadurch sichergestellt, daß 
die zuständige Ausländerbehörde, bei der sich der Ausländer zu 
melden hat, die Untersuchung veranlaßt. Da — namentlich in 
Zeiten starker Ausländerbeschäftigung — bis zur Untersuchung 
eine gewisse Zeit vergeht, nehmen diese Ausländer in aller 
Regel ihre Arbeit bereits auf, bevor sie ärztlich untersucht wor- 
den sind. 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
Glombig daß neben der Fachschulausbildung auch die 

Teilnahme an einem beruflichen Fortbildungs- 
kursus unter bestimmten Voraussetzungen als 
Ausfallzeit im Sinne der gesetzlichen Renten- 
versicherungen anerkannt wird? 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
Glombig von § 1259 Abs. 1 der Reichsversicherungs- 

ordnung und von § 36 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes dergestalt zu veran- 
lassen, daß als Ausfallzeiten auch anerkannt 
werden Zeiten einer nach Vollendung des 
16. Lebensjahres liegenden Heimunterbrin- 
gung im Rahmen der Freiwilligen Erziehungs- 
hilfe, der Fürsorgeerziehung oder der Hilfe 
zur Erziehung nach den §§ 5 und 6 des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes, soweit nicht eine ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig- 
keit ausgeübt wurde? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Rohde 
vom 20. August 1970 

Auf Ihre beiden Fragen über die Anerkennung bestimmter Zeiten 
als Ausfallzeiten in den gesetzlichen Rentenversicherungen darf 
ich zusammenhängend eingehen. 

Nach geltendem Recht werden Zeiten des Besuches einer Fach- 
schule als Ausfallzeiten anerkannt. Die Träger der Rentenver- 
sicherung erkennen als „Fachschulen“ auch Lehrgänge an, die 
mindestens ein halbes Jahr mit ganztägigem Unterricht oder in 
der Regel 600 Unterrichtsstunden umfassen. Fortbildungskurse, 
die diesen Anforderungen nicht entsprechen, sind nach gelten- 
dem Recht als Ausfallzeiten nicht zu berücksichtigen. 

Soweit es die von Ihnen genannten Jugendlichen angeht, die sich 
im Rahmen der Fürsorgeerziehung oder freiwilligen Erziehungs- 
hilfe in Heimerziehung befinden, sind sie nach den geltenden 
Rentenversicherungsgesetzen dann nicht rentenversichert, wenn 
sie vorwiegend aus Gründen der Arbeitstherapie beschäftigt 
werden oder in Lehrgängen Grundkenntnisse erhalten, die sie 
erst zum Beginn einer Berufsausbildung befähigen sollen, oder 
wenn sie gegen eine Arbeitsprämie in Heimbetrieben oder als 
Haus- und Gartenarbeiter eingesetzt werden. 
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In dem im September vorzulegenden Bericht der Bundesregie- 
rung zu Fragen der Rentenversicherung sollen auch die von 
Ihnen aufgeworfenen Probleme behandelt werden, um sie im ein- 
zelnen im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen 
Bundestages im Hinblick auf die sozialpolitischen und finanziel- 
len Auswirkungen verschiedener Lösungsmöglichkeiten erörtern 
zu können. 


39. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Killat- damit auch die Arbeitssicherheitsbestimmun- 

von Coreth gen nicht durch unzweckmäßige und nur von 

modischen Gesichtspunkten bestimmte „Maxi- 
kleidern" beeinträchtigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 20, August 1970 

Es ist sicher nicht von der Hand zu weisen, daß durch un- 
sachgemäße Kleidung an bestimmten Arbeitsplätzen Gefähr- 
dungen eintreten können. Ein allgemeines Urteil darüber, ob 
und inwieweit das bei „Maxikleidern" der Fall sein könnte, ist 
schon im Hinblick auf die Unterschiedlichkeit und die Vielfältig- 
keit der Arbeitsplätze der Frauen schwer möglich. Die Art der 
Kleidung ist nur bei einigen Tätigkeiten von sicherheitstech- 
nischer Bedeutung. Die Unfallverhütungsvorschriften schreiben 
deshalb z. B. eng anliegende Kleidung bei der Bedienung von 
Maschinen vor. Bisher haben sich diese Vorschriften als aus- 
reichend erwiesen, auch in Zeiten, in denen — modebedingt — 
lange und weite Kleider getragen wurden, wie in den 50er Jah- 
ren. Es kann davon ausgegangen werden, daß die für die Arbeits- 
sicherheit verantwortlichen Kräfte in den Betrieben darauf hin- 
weisen werden, wenn mit der Art der Kleidung an einem Ar- 
beitsplatz Unfallgefahren verbunden sein können. Die durch 
Ihre Frage angeregte öffentliche Erörterung wird sicherlich den 
Blick dafür schärfen. 

Lassen Sie mich, sehr verehrter Herr Kollege, abschließend 
— und gewiß auch mit Ihrer Zustimmung — noch folgendes 
sagen: Von der Bundesregierung kann nicht erwartet werden, 
daß sie berufstätigen Mädchen und Frauen die Rocklänge vor- 
schreibt — auch nicht auf dem Umweg über Arbeitsschutzbe- 
stimmungen. 


40. Abgeordneter Trifft es zu, daß Bürger, die ihre Rente zu 

Dr. Hammans zwei Fünftel aus der Bundesknappschaft be- 

ziehen, bei Rentenbeginn den Arzt wechseln 
müssen, wenn der bisherige Hausarzt nicht 
Knappschaftsarzt war? 


41. Abgeordneter Wenn Frage 40 bejaht werden muß, ist 

Dr, Hammans dies nicht ein eklatanter Verstoß gegen das 

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, 
dessen Ursache schnellstens beseitigt werden 
muß? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 24. August 1970 

Der Bezug einer Rente aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung — gleich welcher Höhe — hat nach der gesetzlichen Rege- 
lung zur Folge, daß der Berechtigte als Rentner in der knapp- 
schaftlichen Krankenversicherung pflichtversichert ist, auch wenn 
er zuvor einer anderen gesetzlichen Krankenkasse (RVO-Kasse, 
Ersatzkasse) angehört hat. Damit unterliegt der Versicherte 
den für die ärztliche Versorgung in der knappschaftlichen Kran- 
kenversicherung geltenden Vorschriften, die von der Reichsver- 
sicherungsordnung abweichen. 

Diese Regelung kann für einen Versicherten, der vor dem Ren- 
tenbezug einer anderen Krankenkasse angehört hat und als 
„Hausarzt"' einen nicht zur Knappschaftspraxis zugelassenen 
Kassenarzt in Anspruch genommen hat, mit einem Arztwechsel 
verbunden sein. Allerdings muß das nicht in jedem Fall die 
Folge sein: Einmal kann es sich bei dem „Hausarzt“ des Ver- 
sicherten um einen Arzt handeln, der sowohl zur Knappschafts- 
praxis zugelassen wie zur Behandlung von Versicherten ande- 
rer Krankenkassen berechtigt ist, zum anderen ist es möglich, 
daß die Bundesknappschaft in besonders gelagerten Einzelfällen 
ihren Versicherten die Inanspruchnahme eines nicht zur Knapp- 
schaftspraxis zugelassenen Arztes zubilligt. Wie unserem Haus 
berichtet wurde, ist die Bundesknappschaft dabei bestrebt, ins- 
besondere bei Versicherten, die in Randgebieten wohnen und 
nach Jahren durch die Rentenfestsetzung wieder Mitglied der 
knappschaftlichen Krankenversicherung wurden, keine Härten 
aufkommen zu lassen. Im übrigen wird außerhalb der Geltungs- 
bezirke des Knappschaftsarztsystems die ärztliche Versorgung 
der knappschaftlich Versicherten auf Grund vertraglicher Rege- 
lung mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung durch Kassen- 
ärzte sichergestellt, so daß in solchen Gebieten die neuerliche 
Zugehörigkeit zur knappschaftlichen Krankenversicherung nicht 
unbedingt zu einem Arztwechsel führen muß. 

Die Frage der Verfassungsmäßigkeit des Knappschaftsarztsy- 
stems wird zur Zeit vom Bundesverfassungsgericht geprüft. Nach 
dem Stand der anhängigen Verfahren ist mit einer baldigen Ent- 
scheidung zu rechnen. Bei dieser Sachlage werden Sie sicherlich 
Verständnis dafür haben, wenn ich von einer Äußerung zur auf- 
geworfenen Rechtsfrage absehe. 

Im übrigen darf ich Ihnen noch folgendes mitteilen: In meinem 
Hause wird geprüft, ob dem § 257 a RVO auch in der knapp- 
schaftlichen Krankenversicherung der Rentner Geltung verschafft 
werden kann. Das hätte zur Folge, daß der Bezieher einer Rente 
aus der knappschaftlichen Rentenversicherung, der vorher einer 
anderen Kasse (RVO-Kasse, Ersatzkasse) angehört hat, auch als 
Rentner Mitglied dieser Kasse bleiben könnte. Damit könnte in 
Fällen der von Ihnen geschilderten Art der Wechsel des Haus- 
arztes in jedem Falle vermieden werden. 

42. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Schmidt mit der in § 10 des Lohnfortzahlungsgesetzes 

(Kempten) festgelegten Grenzzahl von in der Regel nicht 

mehr als 20 beschäftigten Arbeitnehmern für 
den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen 
20 vollbeschäftigte Arbeitnehmer gemeint 
sind, somit halbtagsbeschäftigte Arbeitnehmer 
bei der Festlegung der ausgleichsberechtigten 
Betriebe nur mit 0,5 Beschäftigten in Einsatz 
gebracht werden dürfen? 
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43, Abgeordneter Ist die Bundesregierung auf Grund der in die- 
Schmidt ser Frage überall bestehenden Unsicherheit 

(Kempten) bereit, durch eine entsprechende Durchfüh- 

rungsverordnung oder einen Hinweis Klarheit 
zu schaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 26. August 1970 

Nachdem Ihre Fragen in meinem Hause eingehend geprüft wor- 
den sind, hat sich folgendes Bild ergeben: 

Es muß davon ausgegangen werden, daß eine Äußerung der 
Bundesregierung zu der von Ihnen aufgeworfenen Rechtsfrage 
keine rechtsverbindliche Wirkung haben würde und daher auf 
diesem Wege die von Ihnen gewünschte Klarstellung nicht zu 
erreichen wäre. Die Gesetzesanwendung (Gesetzesauslegung) 
ist Sache der zuständigen Verwaltung, in diesem Falle der 
Krankenversicherungsträger, die den Ausgleich der Arbeitgeber- 
aufwendungen durchführen. Etwa verbleibende Zweifelsfragen 
können letztlich nur von den zuständigen Gerichten geklärt wer- 
den. 

Soweit es Ihre Frage nach einer Durchführungsverordnung an- 
geht, muß ich darauf hinweisen, daß dazu mangels einer gesetz- 
lichen Ermächtigung keine Möglichkeit gesehen wird. 


Gesdiäftsbereicii des Bundesministers der Verteidigung 


44. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Jungmann rung, das Sanitätswesen der Bundeswehr bei 
Verkehrsunfällen, insbesondere auf Auto- 
bahnen, einzusetzen, und welche Maßnahmen 
will sie dazu ggf. ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 14. August 1970 

Ihre Frage nach den Möglichkeiten, den Sanitätsdienst der Bun- 
deswehr bei Verkehrsunfällen, insbesondere auf Autobahnen 
einzusetzen, beantworte ich wie folgt: 

Abgeordnete der SPD und FDP haben am 23. Januar 1970 eine 
Kleine Anfrage an die Bundesregierung gerichtet, die sich mit 
den Möglichkeiten der Einbeziehung der Bundeswehr in den 
allgemeinen Rettungsdienst befaßt. In der Antwort (Druck- 
sache VI/368) hat die Bundesregierung erklärt, die Bundeswehr 
sei zwar grundsätzlich bereit, aber nur eingeschränkt und örtlich 
begrenzt in der Lage, sich an einem Hubschrauber- und Notarzt- 
Rettungsdienst zu beteiligen. 

Zur Zeit beschränkt sich die Unterstützung der von Ländern, 
Gemeinden usw. getragenen Rettungsdienste auf den fallweisen 
Einsatz von Teilen des Sanitätsdienstes und von Luftfahrzeugen 
im Sekundärtransport (Verlegung in Spezialkliniken). 

Für Primärtransporte (von der Unfallstelle zum Krankenhaus) 
fehlen der Bundeswehr jedoch Sanitätshubschrauber und Not- 
arztwagen. 
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Weiter enthielt die Antwort einen Hinweis auf die Möglichkeit 
der Einrichtung von Test-Rettungszentren an bestimmten Bun- 
deswehiidzaretten. Inzwischen konnten für eine derartige Ein- 
richtung in Ulm die personellen Voraussetzungen erfüllt werden. 
Der Ankauf eines Rettungswagens ist eingeleitet. 

Der in Ihrer Frage besonders angeschnittene Einsatz des Sani- 
tätsdienstes der Bundeswehr „auf Autobahnen"' unterscheidet 
sich nicht grundsätzlich vom Einsatz auf anderen Teilgebieten 
des Rettungsdienstes, der in jedem Fall in die Zuständigkeit der 
Bundesländer fällt. In einem solchen Dienst kann die Bundes- 
wehr grundsätzlich nur unterstützend eingebaut und — abge- 
sehen von besonderen Notfällen ■ — erst auf Anforderung von 
Dienststellen der Inneren Verwaltung der Länder tätig werden. 

örtlich zuständige Ansprechpartner auf militärischer Seite sind 
im allgemeinen die Wehrbereichskommandos. 


45. Abgeordneter Ist es angesichts des Mangels an Sanitätsoffi- 
Dr. Jungmann zieren in der Bundeswehr einerseits und des 
Mangels an Studienplätzen der Medizin ande- 
rerseits überhaupt sinnvoll, von den Bewer- 
bern um eine Studienbeihilfe des Bundes- 
ministers der Verteidigung wie von den Sani- 
tätsoffiziersanwärtern zu verlangen, daß sie 
erst zwölf Monate mit der Waffe dienen und 
die Offizierprüfung ablegen müssen, bevor sie 
zum Medizinstudium entlassen bzw. beurlaubt 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 18, August 1970 


Grundsätzlich gehe ich davon aus, daß ein künftiger Sanitäts- 
offizier eine gewisse militärische Ausbildung erhalten sollte, die 
mit der üffizierprüfung abschließt. Die Einberufung von bisher 
ungedienten Ärzten zum Grundwehrdienst hat zwar gezeigt, daß 
es bei sehr angespannten Verhältnissen auch ohne eine solche 
Ausbildung geht, jedoch beziehen sich die positiven Erfahrungen 
nur auf die ärztliche Seite des Einsatzes und nicht auf die auch 
von einem Sanitätsoffizier zu fordernden militärischen Kennt- 
nisse, ohne die in einer militärischen Organisation immer wieder 
Schwierigkeiten auftreten. 

Inzwischen hat sich jedoch der Numerus clausus an den deut- 
schen Hochschulen so verschärft, daß die Studienzulassung eine 
so große Klippe geworden ist, daß ihr gegenüber alle anderen 
Erwägungen zurücktreten müssen. Ein einmal zugeteilter Stu- 
dienplatz soll daher stets in Anspruch genommen werden, so- 
lange es fraglich ist, ob der Bewerber zu einem späteren Studien- 
beginn noch einmal eine Zulassung erhalten wird. 

Ich habe mit der Westdeutschen Rektorenkonferenz vereinbart, 
daß die Bundeswehr nur noch solche Sanitätsoffizieranwärter 
einstellt, die bereits einen Studienplatz zugewiesen erhalten 
haben und daß die Universitäten diesen Studienplatz für ein Jahr 
reservieren. Die Mehrzahl der Universitäten hat jedoch diese 
Absprache noch nicht bestätigt. 
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Aus diesem Grunde erwäge ich, die zum 1. Oktober eintretenden 
Sanitätsoffizieranwärter u. U. zum Wintersemester 1970/71 zum 
Studium zu beurlauben und während der Semesterferien in ver- 
kürzter Form militärisch auszubilden, damit sie die nach der 
Soldatenlaufbahnverordnung vorgeschriebenen Voraussetzungen 
für die einzelnen Beförderungen erfüllen, an die auch die ent- 
sprechenden Sätze des Ausbildungsgeldes gekoppelt sind. 

Für die Bewerber um eine Studienbeihilfe liegt bereits jetzt fest, 
daß ab 1971 für die Gewährung eines Stipendiums die Ernen- 
nung zum Reserveoffizieranwärter ausreichen wird. Demnach 
können Anwärter, die bereits nach Gmonatigem Grundwehrdienst 
wegen einer Studienzulassung entlassen werden, die Studien- 
beihilfe erhalten. Ich erwäge jedoch, u. U. auch Bewerbern ohne 
militärische Vordienstzeit eine Studienbeihilfe zu gewähren. 


46. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Gewandt Bundesverfassungsgerichts, wonach wehr- 

pflichtige Arbeitnehmer ihren Lohn auch für 
die Zeit bekommen, in der sie wegen Erfassung 
und Musterung der Arbeitsstelle fernbleiben 
müssen, während wehrpflichtigen Selbständi- 
gen kein entsprechender Ausgleich zuge- 
sprochen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 19. August 1970 


Die Bundesregierung hält die geltende Regelung für sachlich 
gerechtfertigt. Nach geltendem Recht hat der Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer gemäß § 14 des Arbeitsplatzschutzgesetzes den 
Lohn für die ausfallende Arbeitszeit fortzuzahlen. § 15 Abs. 5 
und § 19 Abs. 8 des Wehrpflichtgesetzes sichern deshalb die 
Erstattung des Verdienstausfalles durch den Bund nur den nicht 
unter das Arbeitsplatzschutzgesetz fallenden Arbeitnehmern zu. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in einem Normenkontroll- 
verfahren hierzu am 14. Juli 1970 — 1 BvL 2/67 — beschlossen: 

„§ 19 Abs. 8 Satz 3 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1773, ber. S. 2043) ist mit dem Grundgesetz ver- 
einbar". 

Das Gericht hat dabei darauf abgestellt, daß die beiden Perso- 
nengruppen zu so unterschiedlichen Sozialkreisen gehören, daß 
hier eine Differenzierung zulässig ist. Im einzelnen darf ich auf 
die Begründung dieses Beschlusses verweisen. 


47. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


Wird die Bundesregierung die in der Öffent- 
lichkeit kritisierte Tatsache, daß für die Be- 
reitstellung von 14 Bundeswehrangehörigen 
zu sportlichen Hilfsdiensten bei den deut- 
schen Leichtathletikjugendmeisterschaften in 
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Schweinfurt ein Entgelt von 1500 DM ge- 
fordert wurde, zum Anlaß nehmen, die Richt- 
linien für solche Einsätze mit dem Ziel zu 
überprüfen, daß künftig reibungslose Rege- 
lungen zwischen den Sportverbänden und den 
Einheiten der Bundeswehr gesichert und das 
traditionell gute Einvernehmen auch dadurch 
dokumentiert wird? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 14. August 1970 


Die Bundesregierung legt besonderen Wert auf eine optimale 
Integration der Bundeswehr in die Gesellschaft. Zu den verschie- 
denen Möglichkeiten, dieses Ziel zu erreichen, gehört auch der 
dienstliche Arbeitseinsatz von Soldaten bei öffentlichen oder 
privaten Veranstaltungen. Die dafür erlassenen Richtlinien und 
Weisungen regeln diese dienstlichen Einsätze, die aber die An- 
forderungen aus der gesamten Öffentlichkeit zu berücksichtigen 
haben und daher keine besondere Behandlung bestimmter Orga- 
nisationen oder Gruppen vorsehen. 

Diese Richtlinien sind Ausführungsbestimmungen innerhalb des 
verfassungsmäßig eingegrenzten Auftrages der Streitkräfte. Hin- 
sichtlich der Kostenberechnung und Kostenerhebung folgen sie 
dem Haushaltsrecht des Bundes. Die Richtlinien sind geeignet, 
reibungslose Regelungen zwischen jedem Antragsteller auf 
Hilfs- und Dienstleistungen und den Einheiten der Bundeswehr 
zu sichern, wenn der durch die gesetzlichen Bindungen gegebene 
Rahmen anerkannt und respektiert wird. Dies wird zweifellos 
nicht immer in vollem Umfang von der Öffentlichkeit gewürdigt. 
Die Tatsache, daß Kritik in der Öffentlichkeit geübt wird, wertet 
die Bundesregierung unter diesem Gesichtspunkt. 

Der verfassungsrechtliche Rahmen sieht im einzelnen vor: 

1. Arbeits- und Dienstleistungen darf die Bundeswehr nur dann 
erbringen, wenn sie damit nicht in Konkurrenz zu gewerb- 
lichen Unternehmen tritt. 

2. Dienstliche Einsätze für Dritte können nur dann befohlen wer- 
den, wenn diese in Beziehung zum Auftrag der Streitkräfte 
stehen, d. h. entweder die Ausbildung der Soldaten, die 
Freiwilligenwerbung oder die Öffentlichkeitsarbeit der Bun- 
deswehr in erheblichem Maße fördern; d. h. jeder dienstliche 
Einsatz für Dritte muß gleichzeitig der Bevölkerung einen 
Einblick in Ausbildung, Erziehung und Ausrüstung des jewei- 
ligen Truppenteils vermitteln können, er muß die allgemeine 
Wehrbereitschaft junger Männer stärken und latent vorhan- 
dene Bereitschaft des einen oder anderen Wehrpflichtigen für 
eine längere Dienstverpflichtung wirksam beeinflussen kön- 
nen. 

3. Für dienstliche Einsätze für Dritte ist nicht primär entschei- 
dend, wer der Antragsteller ist. Es trifft zwar durchaus zu, 
daß die Bundeswehr engen Kontakt und gutes Einvernehmen 
mit Sportverbänden sucht und hat. Sie pflegt gute Kontakte 
aber gleichermaßen auch zu anderen Jugendverbänden, dar- 
über hinaus zu allen Kreisen der Bevölkerung, um von sich 
aus mit dazu beizutragen, daß zur politischen die volle gesell- 
schaftliche Integration der Streitkräfte tritt. 
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Hinsichtlich der Schlußabrechnung über die Personal- und Sach- 
kosten für die Hilfeleistungen der 12 Bundeswehrangehörigen 
für die Deutschen Leichtathletik-Jugendmeisterschaften in 
Schweinfurt überprüft die Kampftruppenschule I mit dem Baye- 
rischen Leichtathletikverband, inwieweit bei dem Veranstalter 
die Voraussetzungen für teilweise Kostensenkung gegeben sind. 


48. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß über 
Dr. Klepsch Rückstellungsanträge von Teilnehmern an 

Tele-Kollegs von den Kreiswehrersatzämtern 
gegenwärtig nicht entschieden wird und wenn 
ja, worauf ist das zurückzuführen? 

Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 25. August 1970 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß über derartige Zurück- 
stellungsanträge bisher nicht entsdiieden wurde. Solche Ent- 
scheidungen wären auch unzweckmäßig gewesen, solange nicht 
klar erkennbar war, welche Entwicklung diese seinerzeit nur in 
Bayern neu eingerichteten Tele-Kollegs nehmen würden. Dazu 
bedurfte es eines längeren Beobachtungszeitraums. Inzwischen 
hat sich folgendes Bild ergeben: 

Von den bei Beginn des Tele-Kollegs in Bayern am 2. Januar 
1967 insgesamt 8527 Teilnehmern des 1. Lehrgangs nahmen im 
Juli 1969 nur noch rund 25 v. H. am Unterricht teil. Von den ins- 
gesamt 11039 Teilnehmern am 1. und 2. Lehrgang kamen bis zur 
Meldung zur Fachschulreifeprüfung nur 27 v. H. Die Anfangszahl 
des 3. Lehrgangs von 2031 reduzierte sich von Januar 1969 bis 
Juli 1970 auf 961 Teilnehmer. Die Zahlen für die inzwischen be- 
gonnenen Tele-Kollegs in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 
und dem Saarland sind ähnlich, können aber in ihrer Entwick- 
lung noch nicht abschließend beurteilt werden, da sie noch keine 
so lange Laufzeiten haben und die Fachschulreifeprüfung noch 
nicht ansteht. 

Bei dieser erkennbaren abfallenden Tendenz der Teilnehmer 
muß es zweifelhaft sein, ob dieser Ausbildungsweg schutzbe- 
dürftig im Sinne des § 12 Wehrpflichtgesetz sein kann. Darüber 
braucht aber nicht entschieden zu werden, weil die Heranzie- 
hung der Wehrpflichtigen zum vollen Grundwehrdienst die 
Teilnahme an einem Tele-Kolleg nicht ausschließt. Die Sende- 
zeiten und die Kolleg-Tage in den Berufsschulen liegen normaler- 
weise zu Zeiten, zu denen die Soldaten nicht dienstlich in An- 
spruch genommen werden. Außerdem sind an den Wochenenden 
zusammenhängende Wiederholungssendungen vorgesehen. Die 
grundwehrdienstleistenden Wehrpflichtigen können also — und 
tun es zum Teil — am Tele-Kolleg genau so teilnehmen wie an 
anderen Fernkursen. Die Bundesregierung ist deshalb jetzt, nach- 
dem die Entwicklung der Tele-Kollegs genügend beobachtet wer- 
den konnte, der Auffassung, daß die Teilnahme an einem solchen 
Kolleg keinen Zurückstellungsgrund darstellt. 


49. Abgeordneter 
Schiller 
(Bayreuth) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
daß Pfarrhelfer eine Sanitätsausbildung er- 
halten und damit den Schutz der Genfer Kon- 
vention genießen, oder ist es möglich, die 
Pfarrhelfer als Seelsorgepersonal unter den 
Schutz der Genfer Konvention zu stellen? 
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Antwort des Staatssrekretärs Birckholtz 
vom 20. August 1970 

Nach der derzeitigen Rechtslage, wie sie in dem I. und IL Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 zum Ausdruck kc' imt, fällt 
das Hilfspersonal von „Feldgeistlichen“ nicht unter den beson- 
deren Schutz der Genfer Abkommen, da eine Erweiterung des 
geschützten hauptamtlich als Seelsorger tätigen Personenkreises 
auf das Hilfspersonal im Wege der Auslegung der Abkommen 
nicht möglich ist. 

Eine Eingliederung in den Sanitätsdienst der Bundeswehr zum 
Zweck der Anwendung des diesem Sanitätsdienst zustehenden 
völkerrechtlichen Schutzes würde voraussetzen, daß das Hilfs- 
personal wiederum ausschließlich für sanitätsdienstliche Zwecke 
d. h. Aufsuchen, Bergung, Behandlung von Verwundeten und 
Kranken, Verhütung von Krankheiten oder Verwaltung von 
Sanitätsmaterial und Sanitätseinrichtungen verwandt wird oder, 
daß die Tätigkeit als Hilfspersonal der Seelsorger neben der 
eigentlichen Tätigkeit für sanitätsdienstliche Zwecke nur eine 
unbedeutende Nebentätigkeit darstellt. Die einschlägigen Be- 
stimmungen für die Aufgabenstellung der Pfarrhelfer sehen 
jedoch als Hauptaufgabe kirchliche Hilfsdienste, Verwaltungs- 
tätigkeit innerhalb der Militärseelsorge und Fahren der Dienst- 
kraftfahrzeuge vor. Somit wäre die verlangte Ausschließlichkeit 
sanitätsdienstlicher Tätigkeit selbst dann nicht gewahrt, wenn 
die Pfarrhelfer eine Sanitätsausbildung erhielten und für sani- 
tätsdienstliche Zwecke neben ihrer bisherigen Aufgabenstellung 
bereitgestellt würden. 

Da, wie dargestellt, zur Zeit eine Unterstellung der Pfarrhelfer 
unter den Schutz der Genfer Abkommen nicht möglich ist, und 
dies Ergebnis auch nicht über eine Eingliederung in den Sani- 
tätsdienst erreicht werden kann, wäre der Schutz der Genfer 
Abkommen für diesen Personenkreis nur im Wege der Abände- 
rung der Abkommensbestimmungen selbst zu erreichen. Eine 
entsprechende Änderung und Ergänzung der Genfer Abkommen, 
der in der jetzigen Fassung nahezu alle Staaten der Welt bei- 
getreten sind, erscheint jedoch für eine absehbare Zeit ausge- 
schlossen. 


50. Abgeordneter 
Damm 


51. Abgeordneter 
Damm 


Gibt die Tonbildschau Nr. 312 mit dem Titel 
„Dein Recht, den Wehrdienst zu verweigern“, 
die von der Industriegewerkschaft Metall für 
gewerkschaftseigene Bildungsarbeit verwen- 
det und auch ausgeliehen wird, ein zutreffen- 
des Bild von der Bundeswehr, wenn in dieser 
Tonbildschau u. a. gesagt wird, in der Bundes- 
wehr wird „eigenes Denken durch Disziplin 
ersetzt oder (ist) nur in vorgeschriebenen Bah- 
nen erwünscht“, die demokratischen Freiheiten 
und Grundrechte werden noch am Tage der 
Einberufung der Wehrpflichtigen „im wesent- 
lichen aufgehoben" und „Vorwärtsverteidi- 
gung beendet Angriff"? 


Wenn nein, wie wird die Bundesregierung 
gegen die Verfälschung des Bildes von der 
Bundeswehr und die Irreführung junger Men- 
schen durch die IG Metall Vorgehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 24. August 1970 

Wenn in dieser Tonbildsdiau behauptet wird, daß in der Bundes- 
wehr das eigene Denken durch Disziplin ersetzt oder nur in vor- 
geschriebenen Bahnen erwünscht ist, so kann ich Ihnen ruhigen 
Gewissens versichern, daß dies nicht zutrifft. Die behauptete 
Auffassung widerspricht eindeutig den Grundsätzen der Inneren 
Führung, die vom Leitbild des selbständig denkenden Soldaten 
ausgeht. Die Disziplin beschränkt sich auf die dem Soldaten in 
der Wehrgesetzgebung auferlegten Pflichten. Im übrigen hat der 
Soldat die gleichen Rechte und Pflichten wie jeder andere Bürger 
auch. Sie sind nur insoweit eingeschränkt, als es der Dienst des 
Soldaten erfordert. Diese Einschränkungen sind in der Wehr- 
gesetzgebung verankert. 

Auch die Behauptung, daß die Vorwärtsverteidigung einem An- 
griff gleichzusetzen sei, ist falsch. Den Begriff Vorwärtsverteidi- 
gung gibt es nicht mehr. Wie bekannt, wurde dieser Ausdruck, 
der auf einer schlechten Übersetzung des NATO-Begriffs „For- 
ward Defence" beruht, seit längerer Zeit durch den Ausdruck 
„Vorneverteidigung" ersetzt, was auch der IG Metall bekannt 
sein dürfte. Vorneverteidigung bedeutet nichts anderes, als daß 
Sicherheit allein in der Gewißheit einer grenznahen Verteidi- 
gung liegt. Deshalb kann keine Bundesregierung aut das Prinzip 
der Vomeverteidigung verzichten. 

In einer lebendigen Demokratie erregt jede Ansammlung von 
Macht Aufmerksamkeit und sogar Mißtrauen. Dies kann durch- 
aus als Ausdruck von Wachsamkeit gewertet werden. Wo je- 
doch junge Menschen einseitig informiert werden, werden die 
Grenzen des Vertretbaren überschritten. 

Leider werden auch in anderen Gruppen unserer Gesellschaft 
— obwohl die Bundeswehr ihre Türen weit offen hält — falsche 
Vorstellungen über sie gepflegt. In allen diesen Fällen lädt die 
Bundeswehr immer wieder ein, sich von den wirklichen Gegeben- 
heiten in der Truppe durch eigenen Augenschein zu unterrichten. 

Die Bundesregierung wird in diesem Sinne auch an die IG Metall 
herantreten, um diese zu bewegen, ihr Informationsmaterial 
über die Bundeswehr daraufhin erneut zu überprüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


52. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung infolge des 
Dr. Jungmann sprunghaft gestiegenen, gesundheitspolitisch 
höchst bedenklichen Absatzes von Zigaretten 
zu unternehmen, der im April 1970 mit 10,7 
Milliarden Stück die bisher größte Menge in 
einem Monat erreichte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 13. August 1970 

Der Zigarettenkonsum ist — wenn man den Verbrauch in den 
einzelnen Monaten vergleicht — unterschiedlich. Während nach 
den Angaben des Statistischen Bundesamtes im April 1970 ein 
Verbrauch von 10,7 Milliarden Stück Zigaretten festgestellt 
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wurde, waren es im Monat Mai 1970 deutlich weniger, nämlich 
8,9 Milliarden Zigaretten. Der bisher für 1970 errechne te Durch- 
schnittsverbrauch liegt bei 9,3 Milliarden Stück. Hr stimmt mit 
dem monatlichen Durchschnitt im Jahre 1969 überein. Zur Zeit 
kann daher nicht von einem sprunghaft angestiegenen Absatz 
von Zigaretten gesprochen werden. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
unterstützt angesichts der gesundheitlichen Gefahren des Rau- 
chens weiterhin Organisationen, die sich die Bekämpfung der 
Tabakgefahren zur Aufgabe gemacht haben. Es fördert die wis- 
senschaftliche Forschung über die Gefährdung der Gesundheit 
durch das Rauchen. 

Darüber hinaus wird im Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit zur Zeit der Entwurf eines Gesetzes zur Neu- 
ordnung und Bereinigung des Rechts im Verkehr mit Lebens- 
mitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Erzeugnissen und 
Bedarfsgegenständen vorbereitet, der noch vor Ablauf dieses 
Jahres den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet werden 
wird. In diesem Gesetzentwurf sind u. a. bestimmte Verbote 
hinsichtlich der Werbung für Tabakerzeugnisse vorgesehen. Das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit ist der 
Auffassung, daß diese beabsichtigte Einschränkung der Werbung 
ein geeignetes Instrument ist, einem steigenden Verbrauch von 
Tabakerzeugnissen entgegenzuwirken, wenn gleichzeitig die 
gesundheitliche Aufklärung auf diesem Gebiet im Sinne einer 
Gegenwerbung intensiviert werden kann. Für die gesundheitliche 
Aufklärung will die Bundesregierung 1971 erheblich mehr finan- 
zielle Mittel einsetzen als bisher. 

Als Modell für künftige Aktionen läuft seit 1969 die Kampagne 
„Der neue Trend — no smoking — please". Die daraus gewon- 
nenen Erfahrungen sollen in Verbindung mit den Ergebnissen 
einiger Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der gesundheit- 
lichen Aufklärung, die zur Zeit von der Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung durchgeführt werden, die Basis schaf- 
fen, über den Kreis der bisher vorrangig angesprochenen Jugend- 
lichen hinaus, einen Prozeß einzuleiten, der den Nichtraucher als 
positives Leitbild in unserer Gesellschaft durchsetzt. 


53. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


Ist der Bundesregierung der unlängst wieder- 
um von Prof. Hans Glatzel (im Niedersächsi- 
schen Ärzteblatt vom 15. Mai 1970) betonte 
Sachverhalt bekannt, nach dem die Verwen- 
dung von Rapsöl (Oleum Raparum) für Zwecke 
der menschlichen Ernährung beträchtliche ge- 
sundheitliche Schäden hervorzurufen geeignet 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 11* August 1970 

Der im Niedersächsischen Ärzteblatt vom 15. Mai 1970 erschie- 
nene Artikel von Herrn Prof. Glatzel ist mir bekannt. 

Zu der Frage, ob durch die Verwendung von Rapsöl für die 
menschliche Ernährung Gesundheitsschäden entstehen können, 
hat sich das Bundesgesundheitsamt bereits im Jahre 1965 gut- 
achtlich befaßt. Soweit es um die Beimischung von Rapsöl zu 
Margarine geht, ist das Bundesgesundheitsamt zu dem Ergebnis 
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gekommen, daß gegen eine Verarbeitung von 10 v. H. fachlich 
richtig hergestelltem Rüböl bei Margarine keine ernährungs- 
physiologischen Bedenken bestehen. Auch eine höhere Beimi- 
schungsquote von etwa 20 v. H. wäre im Hinblick auf Gesund- 
heitsschäden unbedenklich. Die Schwierigkeiten hierbei liegen 
darin, zu geschmacklich befriedigendem Ergebnis zu kommen. 

Ich habe inzwischen das Bundesgesundheitsamt gebeten, zu der 
von Herrn Prof. Glatzel aufgeworfenen Problematik Stellung 
zu nehmen und sich dazu zu äußern, ob seit der Erstattung des 
Gutachtens im Jahre 1965 neue wissenschaftliche Erkenntnisse 
über Gesundheitsschäden durch die Verwendung von Rapsöl für 
die menschliche Ernährung gewonnen worden sind. 


54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus Gründen 

Peters der Gefahren gesundheitlicher Schädigungen 

(Norden) die Beimischung von Rapsölen bei der Her- 

stellung von Haushaltsfetten grundsätzlich 
zu untersagen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 11. August 1970 

Welche Folgerungen die Bundesregierung aus der Veröffent- 
lichung von Prof. Glatzel ziehen muß, wird sich erst aus der 
Überprüfung (s. Frage Nr. 53) und der gutachtlichen Stellung- 
nahme durch das Bundesgesundheitsamt ergeben. 


55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter dem 

Peters Gesichtspunkt möglichen Mißbrauches von 

(Norden) Beimischungsmitteln und zum Schutze des 

Endverbrauchers die Nahrungsmittelindustrie 
einer generellen Pflicht zur Veröffentlichung 
der Bestandteile ihrer Produkte zu unter- 
werfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 11. August 1970 

Der Schutz des Verbrauchers vor gesundheitlichen Schäden 

und vor Täuschung wird bereits durch das Lebensmittelgesetz 
in seiner geltenden Fassung gewährleistet. Besondere Bedeutung 
kommt in diesem Zusammenhang dem generellen Verbot des 
Zusatzes fremder Stoffe zu Lebensmitteln zu. Diese Stoffe dürfen 
nur verwendet werden, wenn sie ausdrücklich durch Verordnun- 
gen zugelassen sind. Der Gehalt dieser zugelassenen Stoffe in 
Lebensmitteln ist grundsätzlich kenntlich zu machen. Im Rahmen 
der Gesamtreform des Lebensmittelrechts, die den gesetzgeben- 
den Körperschaften noch in diesem Jahre zugeleitet werden wird, 
soll der Schutz des Verbrauchers — soweit erforderlich — noch 
verbessert werden. Eine generelle Pflicht zur Angabe aller Be- 
standteile von Lebensmitteln ist jedoch als wenig sachgerecht 
bisher nicht vorgesehen. 


56. Abgeordneter Warum findet eine Fortschreibung der Zahlen 
Glombig der Behinderten in der Bundesrepublik gegen- 

wärtig nicht statt und ist auch für die nächsten 
Jahre keine weitere Zusatzbefragung ähnlich 
der im Rahmen des Mikrozensus vom April 
1966 vorgesehen? 
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Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vorn 26. August 1970 


Das Statistische Bundesamt hat Erhebungen über Behinderte 
im Rahmen der Volkszählung 1950, im sogenannten Mikrozensus 
in den Jahren 1957 bis 1962 und im April 1966 durchgeführt. 

Wie die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Ergeb- 
nisse und Erhebungen in den Jahren 1957 bis 1962 zeigten, sind 
wesentliche Änderungen in den ermittelten Daten über Behin- 
derte nicht eingetreten. Die Bundesregierung entschloß sich des- 
halb, zusätzliche Befragungen im Mikrozensus nur noch in mehr- 
jährigen Abständen durchzuführen, zumal es hierdurch möglich 
ist, die einzelnen Fragen über behinderte Personen besser auf 
die jeweils aktuellen Erhebungsbedürfnisse abzustellen. 

Im Jahre 1966 wurde die Erhebung auf Auskünfte über die 
Berufsausbildung und die Umschulung der Behinderten erweitert. 
Eine Zusatzbefragung über Erkrankungen und Unfälle sieht die 
Dritte Verordnung über das Zusatzprogramm zum Mikrozensus 
vom 24. September 1969 für Oktober 1970 vor. 

Ich darf Sie darauf hinweisen, daß auch die Berichte der ein- 
schlägigen Sozialstatistiken wertvolle Aussagen über einzelne 
Behindertengruppen enthalten. Neue Möglichkeiten zur Auswer- 
tung von Unterlagen über Behinderte gibt das im Jahre 1969 neu 
gefaßte Bundessozialhilfegesetz, das in § 126 den Gesundheits- 
ämtern konkrete Verpflichtungen auferlegt. Die Bundesregie- 
rung wird hierüber dem Deutschen Bundestag zum 1. Oktober 
1972 berichten. 

Zur Frage der Rehabilitation Behinderter und der in diesem 
Zusammenhang notwendigen einheitlichen Rehabilitationssta- 
tistiken sowie über die dazu eingeleiteten Maßnahmen hat sich 
die Bundesregierung in Drucksache VI/896 vom 2. Juni 1970 
(S. 10/11) geäußert. 


57. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der in 
Nr. 27/1970 des Nachrichtenmagazins „Der 
Spiegel" erschienene Artikel über in Amerika 
festgestellte Herz-Kreislaufschäden nach Ein- 
nahme von Tabletten gegen die Zuckerkrank- 
heit bei vielen Bürgern der Bundesrepublik 
Deutschland Unruhe ausgelöst hat, die wegen 
einer Zuckerkrankheit oder Fettleber auf die 
regelmäßige Behandlung mit diesen Tabletten 
angewiesen sind? 


58. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Sind der Bundesregierung neben ärztlichen Er- 
fahrungsberichten auch neuere deutsche Unter- 
suchungsergebnisse zugänglich, welche die 
Herz-Kreislaufschäden als Nebenwirkung ora- 
ler Antidiabetika widerlegen, damit durch 
deren Veröffentlichung die Ärzteschaft die 
Beunruhigung der Öffentlichkeit als unbe- 
gründet bezeichnen und Zweifel an der Zu- 
verlässigkeit der deutschen oralen Antidia- 
betika nicht mehr geäußert werden können? 
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Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Westphal 
vom 17. August 1970 

In dem bezeichneten „Spiegel-Artikel“ wird über orale Diabetika 
berichtet, die als Wirkstoff Tolbutamid enthalten. Deutsche Her- 
steller solcher Antidiabetika haben die Arzte mit Rundschreiben 
vom 19. Juni 1970 über das Ergebnis der Tagung der Amerika- 
nischen Diabetes-Gesellschat vom 14. Juni 1970 unterrichtet. 
Hieraus geht eindeutig hervor, daß Behauptungen über eine 
„erhöhte Mortalitätsrate an Herz- und Kreislauferkrankungen 
unter Tolbutamid“ von anderen Untersuchungsgruppen nicht 
bestätigt werden konnten und daß das vorgelegte Material nicht 
dazu berechtigt, die gegenwärtig anerkannten Behandlungs- 
methoden des Diabetes aufzugeben. 

Die Deutsche Diabetes-Gesellschaft hat zu den Nachrichten aus 
Amerika über die Behandlung des Diabetes mit tolbutamidhal- 
tigen Arzneimitteln mit der Überschrift „Kein Risiko bei Tolbu- 
tamid-Therapie des Diabetes“ im Deutschen Arzteblatt Heft 28 
vom 11. Juli 1970 Stellung genommen. 

Es sind keine wissenschaftlich begründeten Auffassungen be- 
kannt geworden, die Veranlassung sein könnten, bestimmte 
Formen des Diabetes nicht mehr mit tolbutamidhaltigen Arznei- 
mitteln zu behandeln. Es ist hierbei ein allgemein anerkannter 
Grundsatz, daß Diabetes, der allein mit Diät beherrscht werden 
kann, nicht mit Arzneimitteln zu behandeln ist. 

Die Ärzte und auch die an Diabetes Erkrankten sind hiermit über 
den derzeitigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf 
diesem Gebiet unterrichtet. Eine vorübergehende Beunruhigung 
der Öffentlichkeit, die sich bei derartigen Publikationen nicht 
verhindern lassen wird, dürfte damit behoben sein. 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


59. Abgeordneter Trifft es zu, daß 1971 der weitere Ausbau der 

Picard B 45 (neu) von Weiskirchen nach Dieburg er- 

folgen wird und die dafür geschätzten Kosten 
100 Millionen DM betragen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Es trifft nicht zu, daß der Bau der neuen B 45 zwischen Weis- 
kirchen und Dieburg 1971 erfolgen wird. Der Baubeginn ist viel- 
mehr für 1972 vorgesehen. 

Die Baukosten dieses Streckenabschnittes werden auf rd. 100 Mil- 
lionen DM geschätzt. Genauere Kostenangaben sind erst nach 
Aufstellung des Entwurfs möglich. 

60. Abgeordneter Sollten die in der Presse genannten Kosten 

Picard zutreffen, und auf welche Weise und in wel- 

chen Zeitabschnitten soll die Finanzierung ge- 
sichert werden unter Berücksichtigung dessen, 
daß die jetzt vorliegenden Pläne zum Ausbau 
der B 45 (neu) solche Summen nicht enthalten? 
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Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Die in der Presse genannten Kosten sind mir nicht bekannt. 

Das Bauvorhaben ist in der Dringlichkeitsstufe I des Bedarfs- 
planes für die BundesfernstraBen (Anlage zum Entwurf des Ge- 
setzes über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985) enthalten. Die Finanzierung wird dementsprechend 
erfolgen. 


61. Abgeordneter Ist der Bundesverkehrsminister bereit, seine 

Picard seitherigen Vorstellungen über den Weiter- 

bau der B 45 (neu) zu revidieren und damit 
den durch die rasch wachsende Bevölkerung 
und Ansiedlung neuer Industrie, z. B. in der 
Gemeinde Nieder-Roden, entstandenen Erfor- 
dernissen Rechnung zu tragen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Der 1. Bauabschnitt der B 45 ist von Weiskirchen bis südlich 
Nieder-Roden vorgesehen. Insofern wird insbesondere den 
Interessen der Gemeinde Nieder-Roden und den Erfordernissen 
der Industrie Rechnung getragen. 


62. Abgeordneter Kann der Bundesverkehrsminister einen Ter- 
Picard min für den 4-spurigen Ausbau der B 45 (neu) 

südlich Weiskirchen mitteilen, damit sich die 
betroffenen Grundstücksbesitzer rechtzeitig 
darauf einstellen können? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Hierzu verweise ich auf Ihre Anfrage in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages während der Sommerpause 1970 — Mo- 
nat Juli — und meine hierauf mit Schreiben vom 28. Juli 1970 
erfolgte Antwort. 

Danach ist beabsichtigt, den Bau der neuen B 45 südlich Weis- 
kirchen 1972 zu beginnen, vorausgesetzt, daß das Planfeststel- 
lungsverfahren und der Grunderwerb ohne besondere Schwierig- 
keiten durchgeführt werden können. 


63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Elektrifi- 
Storm zierung der Bundesbahnstrecke Hamburg — 

Lübeck — Puttgarden zu terminieren? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Die Deutsche Bundesbahn untersucht in eigener Zuständigkeit, 
ob die Elektrifizierung einzelner Strecken einen ausreichenden 
Rationalisierungserfolg erwarten läßt. Auf Grund dieser Unter- 
suchungen und der Finanzierungsmöglichkeiten stellt sie ihr 
Elektrifizierungsprogramm auf. 
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Es ist daher nicht Sache der Bundesregierung, einen Terminplan 
für die Elektrifizierung einer bestimmten Strecke (z. B. Ham- 
burg — Lübeck — Puttgarden) festzulegen. 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, sind durch die Elektri- 
fizierung der genannten Strecke in der gegenwärtigen Situation 
nur dann wirtschaftliche Vorteile zu erreichen, wenn die Um- 
stellung mit Darlehen zu vertretbaren Konditionen durchgeführt 
werden kann. Sollte das Land Schleswig-Holstein ein entspre- 
chendes Darlehen geben oder hierfür einen Kreditkostenzuschuß 
übernehmen, so würde die Deutsche Bundesbahn dem Projekt 
nähertreten. Da aber die Verhandlungen mit dem Land bisher 
ergebnislos verlaufen sind, ist es der Deutschen Bundesbahn 
leider nicht möglich, Termine für die Elektrifizierung zu nennen. 


64. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, bei der Zulassung von Kraftfahr- 
zeugen Lochkarten anstelle des Kraftfahr- 
zeugbriefs zu verwenden? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Die Bundesregierung hält es nicht für zweckmäßig, statt der 
Kraftfahrzeugbriefe Lochkarten zu verwenden. 

Bei serienmäßig gefertigten Fahrzeugen — das sind z Z. rd. 90 
V. H. aller Fahrzeuge — werden der Fahrzeugbrief, der Fahrzeug- 
schein und die Karteikarte für die Zulassungsstelle sowie für 
das Kraftfahrt-Bundesamt vom Kraftfahrzeughersteller ausge- 
füllt. Das bedeutet für die Zulassungsstellen eine erhebliche Ar- 
beitserleichterung. Würden an Stelle der Fahrzeugbriefe Loch- 
karten verwendet, müßten die Fahrzeughersteller und die Zulas- 
sungsstellen Einrichtungen beschaffen, um die Lochkarten her- 
zustellen bzw. lesbar zu machen. 

Der Kraftfahrzeugbrief in seiner bestehenden Form hat auch 
seine Bedeutung als Mittel der Kreditsicherung. Es ist zweifel- 
haft, ob Lochkarten als Mittel der Kreditsicherung anerkannt 
werden. 

Der Bundesminister für Verkehr arbeitet z. Z. im Benehmen mit 
den obersten Landesbehörden und der Industrie an der Erstel- 
lung eines sogenannten datenverarbeitungsgerechten Fahrzeug- 
briefes. Dabei werden im wesentlichen folgende Ziele verfolgt: 

Die verschiedenen Kraftfahrzeugbrief-, Anhängerbrief-, Kraft- 
fahrzeugschein- und Anhängerscheinvordrucke sollen zu einem 
für sämtliche Fahrzeugarten geltenden Fahrzeugbrief- und Fahr- 
zeugscheinvordruck zusammengefaßt und der Fahrzeugschein 
auf die Größe des zur Zeit geltenden Bundespersonalausweises 
verkleinert werden. 

Die Vordrucke sollen vom Inhaber der Allgemeinen Betriebser- 
laubnis — also vom Fahrzeughersteller — in einem Arbeits- 
gang mit einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage ausge- 
füllt werden können. 


65. Abgeordneter 
Dr. Sdineider 
(Nürnberg) 


Hält die Bundesregierung die derzeitige Un- 
fallbetreuung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land personell und materiell für ausreichend? 
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Antwort des Staatssekretärs Wittrode 
vom 20. August 1970 

Die Bundesregierung hält den derzeitigen Stand des Unfallret- 
tungswesens in der Bundesrepublik Deutschland weder personell 
noch materiell für ausreichend. 


66. Abgeordneter Welche rechtlichen und tatsächlichen Schritte 
Dr. Schneider gedenkt die Bundesregierung einzuleiten, um 
(Nürnberg) die Unfallhilfen, insbesondere in Fällen der 

Rettung aus akuter Lebensgefahr, zu ver- 
bessern? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Nach dem Grundgesetz sind die Bundesländer für den Rettungs- 
dienst zuständig. Dennoch sieht der Bundesminister für Verkehr 
aus seiner verkehrspolitischen Verantwortung heraus im Un- 
fallrettungsdienst eine Aufgabe der Verkehrssicherheit. Mit den 
geringen Haushaltsmitteln, die ihm für diese Zwecke zur Ver- 
fügung stehen, hat er in fachlicher Zusammenarbeit mit dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit, dem Bun- 
desminister des Innern, den Bundesländern, mit Gremien der 
Verkehrsmedizin und zahlreichen einschlägigen Verbänden und 
Organisationen eine Reihe progressiver Entwicklungen einge- 
leitet. Bei Maßnahmen, die allein in die Kompetenz der Länder 
fallen, kann die Bundesregierung rechtliche oder tatsächliche 
Schritte nicht unternehmen. 

Für die künftige Verbesserung des Unfallrettungswesens hat die 
Bundesregierung Maßnahmen rechtlicher und tatsächlicher Art 
vorgeschlagen, die vom Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen des Deutschen Bundestages in seiner 11. 
Sitzung am 29. April 1970 — noch nicht abschließend — beraten 
wurden. Der Bundesminister für Verkehr hat dem Ausschuß 
hierzu Sachbericht vorgeJegt. 

Die Verwirklichung der Vorschläge hängt davon ab, wie die 
Frage der Zuständigkeit, der Finanzierung und der Organisation 
gelöst werden wird. 


67. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Straßenbauamt Weiden 
Weigl (Oberpf.) in diesem Haushaltsjahr infolge des 

Fehlens von Bundesmitteln keine Neuaus- 
schreibungen vornehmen kann und deshalb 
strukturpolitisch wichtige Neubaumaßnahmen, 
z. B. die Fortführung der Westumgehung von 
Weiden, eingestellt werden müssen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Dem Straßenbauamt Weiden stehen im Haushaltsjahr 1970 ge- 
nügend Mittel zur Verfügung, um die laufenden Baumaßnahmen 
kontinuierlich fortzuführen bzw. abzuschließen. An neuen Maß- 
nahmen konnten in diesem Jahre der Deckenbau zwischen Wei- 
den und Altenstadt und eine Kuppenbeseitigung in Tirschen- 
reuth im Zuge der Bundesstraße 15 begonnen werden. Der 
Weiterbau der Westumgehung Weiden (3. Bauabschnitt) wird im 
kommenden Jahr fortgesetzt. 
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68. Abgeordneter Wurden die Bedenken der Bayerisdrien Staats- 
Kohlberger regierung, die sie bei der Beantragung zur 

Auflösung der Bundesbahndirektion Augsburg 
der Bundesregierung übermittelt hat, von der 
Bundesregierung gewürdigt, und an welche 
Ersatzlösung ist, nachdem das Bundeszentral- 
amt Minden nicht mehr zum Teil nach Augs- 
burg verlegt werden soll, gedacht? 


69. Abgeordneter Hat inzwischen eine Überprüfung der Auf- 
Kohlberger lösung der sechs Bundesbahndirektionen unter 

Berücksichtigung der Grundsätze di^r Raum- 
ordnung und Landesplanung stattgefunden 
— wie vom Bundeskabinett im Sommer 1969 
veranlaßt — und wenn ja, zu welchem Ergeb- 
nis hat die Überprüfung geführt? 


70. Abgeordneter Ist es möglich, daß die Bundesregierung im 
Kohlberger Hinblick auf die bevorstehende Olympiade 

und das dadurch vermehrte Verkehrsaui kom- 
men, das die Augsburger Bundesbahndirektion 
noch mittragen muß, den Beschluß über die 
Auflösung der Bundesbahndirektion Augsburg 
vom 23. Juli 1970 bis Ende 1972 zurückstellt? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Die Bundesregierung hat die Anträge der Deutschen Bundes- 
bahn hinsichtlich der Auflösung der Bundesbahndirektionen 
Augsburg, Regensburg, Kassel, Mainz, Wuppertal und Münster 
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Raumordnung und 
der sozialen und wirtschaftlichen Strukturen geprüft und dabei 
auch die Einwendungen des Freistaates Bayern und der Länder 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen beachtet. In 
ihrer 35. Sitzung am 23. Juli 1970 ist die Bundesregierung zu dem 
Ergebnis gekommen, daß sich trotz Würdigung aller vorge- 
brachten Argumente gegenüber dem hohen Rationalisierungs- 
effekt der von der Deutschen Bundesbahn vorgesehenen Maß- 
nahme Gründe für eine Ablehnung der Anträge der Deutschen 
Bundesbahn nicht herleiten lassen. Gemäß dem Beschluß der 
Bundesregierung hat der Bundesminister für Verkehr am 
4. August 1970 dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn die Ge- 
nehmigung nach § 14 Abs. 3 Buchstabe e Bundesbahngesetz für 
die Auflösung der 6 Bundesbahndirektionen erteilt und hierüber 
auch den Freistaat Bayern und die übrigen betroffenen Länder 
unterrichtet. 

Für die Stadt Augsburg, die eine Kapazität von rd. 150 000 
Arbeitsplätzen hat, bedeutet die Auflösung der Bundesbahn- 
direktion nur eine Einbuße von 0,4 v. H. der Arbeitsplätze. Dabei 
ist Augsburg Mittelpunkt eines hochindustrialisierten Wirt- 
schaftsraumes mit Merkmalen, wie sie in Ballungsräumen anzu- 
treffen sind. Wirtschaftliche Nachteile sind daher für Augsburg 
durch die Auflösung der Bimdesbahndirektion nicht zu erwarten. 
Eine Ersatzlösung ist z. Z. nicht vorgesehen. Die Entscheidung 
über die Zusammenlegung der beiden Bundesbahn-Zentralämter 
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Minden und München ist von der Bundesregierung zurückgestellt 
worden. Der Bundesminister für Verkehr hat die Deutsche Bun- 
desbahn inzwischen ersucht, bei Aufrechterhaltung des Antrages 
auf Zusammenlegung der Zentralämter auch Alternativlösungen 
auszuarbeiten. 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht und sieht auch keine 
Notwendigkeit, den Vorstand der Deutschen Bundesbahn zu 
veranlassen, die Auflösung der Bundesbahndirektion Augsburg 
bis nach den Olympischen Spielen 1972 zurückzustellen. Um- 
fang und Qualität der Verkehrsbedienung sind vom Verwal- 
tungssitz einer Direktion unabhängig, da die verkehrlichen und 
betrieblichen Leistungen von den Dienststellen des Außen- 
dienstes erbracht werden. Durch die Neuordnung des kommer- 
ziellen Dienstes werden im übrigen Entscheidungen, die bisher 
bei den Direktionen lagen, jetzt von den Generalvertretungen 
und Stadtbüros getroffen. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß der Bundesminister 
für Verkehr bereits ähnliche Fragen des Herrn Abgeordneten 
Ott (CDU/CSU) in entsprechender Weise beantwortet hat. 


71. Abgeordneter Ist es möglich, bei der fortschreitenden Aus- 
Folger stattung der Fahrgasträume der Deutschen 

Bundesbahn mit Klima-Anlagen auch die 
Lokomotiv-Führerstände einzubeziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Wie mir die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn mit- 
teiit, beabsichtigt sie, zunächst die Führerräume der neuen Trieb- 
fahrzeuge für den TEE- und Intercity-Dienst — Lokomotiven 
wie Triebwagen — mit Klimaeinrichtungen auszustatten. 

Mit dieser Maßnahme wird Neuland betreten. Die entsprechen- 
den Einrichtungen bedürfen insbesondere in ihrem Kälteteil noch 
eingehender Erprobung, da die mechanischen Beanspruchungen 
auf den Triebfahrzeugen eine äußerst robuste Bauweise erfor- 
dern. 


72. Abgeordneter Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß 
Dr. Fuchs im ostbayerischen Raum für die verladende 

Wirtschaft, vor allem für die Natursteinindu- 
strie, Güterwaggons der Bundesbahn in aus- 
reichender Zahl und fristgerecht zur Ver- 
fügung stehen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 18. August 1970 

Nach dem Gesetz führt die Deutsche Bundesbahn ihren Betrieb 
selbständig. Die Bundesregierung kann ihr daher keine Weisun- 
gen für die Wagenstellung in bestimmten Regionen erteilen. Die 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn hat jedoch auf 
Nachfrage versichert, sie werde auch fernerhin das ostbayerische 
Zonengrenzgebiet im Rahmen des Möglichen bevorzugt mit Lade- 
raum versorgen. Eine Zusicherung dieses Inhalts hat die Deut- 
sche Bundesbahn vor kurzem auch der Regierung des Freistaats 
Bayern gegeben. 
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73. Abgeordneter 
Killat- 
von Coreth 


Wie steht die Bundesregierung zu dem von 
den Modeschöpfern propagierten Tragen von 
Maxikleidern für Frauen im Straßenverkehr? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß sie zu dieser 
Frage eine Stellungnahme abgeben sollte. 


74. Abgeordneter 
Killat- 
von Coreth 


Wird nicht durch das Tragen von bis zum 
Boden reichenden, wallenden Kleidern die 
Unfallgefahr im Straßenverkehr, z. B. beim 
Ein- und Aussteigen öffentlicher Verkehrs- 
mittel oder beim Lenken der eigenen Kraft- 
fahrzeuge, beträchtlich erhöht und sieht die 
Bundesregierung in diesem Tatbestand nicht 
einen Verstoß gegen § 1 der Straßenverkehrs- 
ordnung? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1970 


Falls durch die Eigenart der Bekleidung eine gewisse Selbst- 
gefährdung oder gar eine Gefährdung Dritter nicht auszuschlies- 
sen ist, wird in aller Regel nach allgemeiner Lebenserfahrung 
die Trägerin dieser Bekleidung dem durch besondere Sorgfalt 
Rechnung tragen. Die Frage, ob § 1 der Straßenverkehrsordnung 
berührt wird, stellt sich generell nicht. 


75. Abgeordneter 
Killat- 
von Coreth 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diese offensichtliche Gefährdung des öffent- 
lichen Verkehrs durch die „ Maxiüb erlänge" 
im Straßenverkehr zu unterbinden? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrodt 
vom 20. August 1970 

Da von einer offensichtlichen Gefährdung des öffentlichen Ver- 
kehrs — wie dargelegt — keine Rede sein kann, sieht die Bun- 
desregierung keinen Anlaß zu Maßnahmen. 


76. Abgeordneter In welchem Umfang und in welchen Bundes- 
Biediele ländern mußten, wie Presseberichten zu ent- 

nehmen war, Ausschreibungen vor allem von 
Brückenbauten oder -Verbreiterungen aufge- 
hoben werden, weil die eingegangenen Ange- 
bote indiskutable Preisforderungen enthielten? 
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Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 26. August 1970 

Seit Mitte vorigen Jahres mußten in fast allen Bundesländern 
Ausschreibungen für Bauarbeiten an Bundesfernstraßen aufge- 
hoben werden, weil die eingereichten Angebote überhöhte Prei- 
se aufwiesen. Soweit mir bekannt ist, handelt es sich insgesamt 
um 17 Ausschreibungen mit einem Auftragswert von etwa 
107 Millionen DM. Diese Zahlen sind im Verhältnis zu den etwa 
8000 Ausschreibungen pro Jahr im Bundesfernstraßenbau und 
einem Gesamt-Bauvolumen von 3,5 Milliarden DM im Jahre 
1969 und 3,65 Milliarden DM im Jahre 1970 zu sehen. Die Auf- 
hebungen betrafen überwiegend Brückenbauarbeiten. 


77. Abgeordneter Sind von diesen Aufhebungsmaßnahmen auch 
Biechele Bauprojekte der Autobahn Stuttgart — west- 

licher Bodensee betroffen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 26. August 1970 

Bauprojekte der Autobahn Stuttgart — westlicher Bodensee sind 
von diesen Aufhebungsmaßnahmen nicht betroffen. 


78. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Ferntransport 
Varelmann von Benzin, Dieselkraftstoff und Heizöl wegen 

der damit verbundenen vielfältigen Gefahren 
im derzeitigen Umfange im Straßenverkehr 
noch für verantwortlich? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 26. August 1970 

Die Bundesregierung widmet der Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße besondere Aufmerksamkeit. Durch das Vertrags- 
gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 30. Septem- 
ber 1957 über die internationale Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße (ADR) (Bundesgesetzbl. 1969 II S. 1489) konnte 
dieses Übereinkommen ratifiziert werden, es trat am 1. Januar 
1970 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft. Diese um- 
fassende Regelung gilt zwar nur für den grenzüberschreitenden 
Straßenverkehr, sie soll aber Grundlage für eine ebenso umfas- 
sende nationale Regelung sein. Im Vorgriff wurde bereits die 
Verordnung über den Schutz vor Schäden durch die Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße vom 23. Juli 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1133) erlassen. 

Diese Verordnung betrifft die Beförderung von Kraftstoffen und 
Heizölen nur insoweit, als die dafür eingesetzten Fahzeuge durch 
Warntafeln vorne und hinten besonders zu kennzeichnen und 
den Fahrzeugführern schriftliche Weisungen über das Verhalten 
bei Unfällen oder Zwischenfällen aller Art mitzugeben sind. 

Wenn auch ein Beförderungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt für 
Kraftstoffe und Heizöle nicht eingeführt werden kann, so ist 
jedoch beabsichtigt, die technischen Anforderungen an die Tanks 
von Tankfahrzeugen und an die sonstigen ortsbeweglichen Be- 
hälter zu verschärfen und zwar derart, daß sie auch bei Unfällen, 
mit denen im Straßenverkehr gerechnet werden muß, dicht 
bleiben. Auf diese Weise wird sichergestellt, daß das gefähr- 
liche Gut nicht ausfließen kann. 
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79. Abgeordneter Ist auf Grund der Fortentwicklung der Trans- 
Varelmann porttechnik die Fernbeförderung der vorge- 

nannten Flüssigkeiten mit der Deutschen Bun- 
desbahn wirtschaftlich nicht vertretbar, und 
sind von der Bundesregierung entsprechende 
Maßnahmen zu erwarten? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 26. August 1970 

Die verladende Wirtschaft hat grundsätzlich das Recht der freien 
Wahl des Verkehrsmittels. Die Deutsche Bundesbahn ist ständig 
bemüht, durch tarifliche, verkehrliche und transporttechnische 
Maßnahmen den Anteil an den Transporten von Kraftstoffen und 
Heizölen weiterhin zu erhöhen. Die Verkehrsanteile ,der einzel- 
nen Verkehrsträger werden weitgehend von marktwirtschaft- 
lichen Faktoren, vom konsumorientierten Standort der Raffine- 
rien und der Verteüerläger sowie neuerdings auch von den 
Versorgungspunkten der Produkten-Rohrleitungen bestimmt. 

Die Bundesregierung kann über die für die Beförderung beson- 
ders gefährlicher Güter getroffene Regelung hinaus (vgl. Ant- 
wort zur Frage 78) keine ähnlichen Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Beförderung der Kraftstoffe und Heizöle treffen. 


80. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost von 
Dr. Arndt graduierten Ingenieuren, die ihre Ausbildung 

(Hamburg) mit Studienbeihilfen der Deutschen Bundes- 

post finanziert haben, die Rückzahlung dieser 
Beträge auch dann fordert, wenn diese Inge- 
nieure vor Ablauf der Bindungszeit ein aka- 
demisches Ingenieurstudium aufnehmen wol- 
len, um in den höheren Postdienst zu gelan- 
gen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 12. August 1970 

Auf Grund des erheblichen Mangels an Beamten des gehobenen 
technischen Dienstes ist die Deutsche Bundespost seit Jahren 
gezwungen, Bewerber für eine Einstellung in diese Laufbahnen 
zu gewinnen, die die hierfür nach § 22 Abs. 3 der Bundeslauf- 
bahnverordnung vom 30. April 1970 vorgeschriebene Vorbildung 
eines Ingenieurs noch nicht besitzen. Da die allgemeine (d. h. 
nicht postbezogene) Ausbildungsförderung nicht zu den Auf- 
gaben der Deutschen Bundespost gehört und mir deshalb Mittel 
hierfür auch nicht zur Verfügung stehen, ist die Studienförde- 
rung der Deutschen Bundespost zur Heranbildung von Inge- 
nieuren nur unter dem Gesichtspunkt vertretbar, daß die ehe- 
maligen Studienbeihilfeempfänger eine bestimmte Mindest- 
dienstzeit in der Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes 
der Deutschen Bundespost ableisten. Die Studienbeihilfeverträge 
sehen daher vor, daß die während des Ingenieurstudiums ge- 
währten Studienbeihilfen zurückzuzahlen sind, wenn die ver- 
traglich vereinbarten Mindestdienstzeiten nicht eingehalten wer- 
den. Dies trifft auch in den Fällen zu, in denen ehemalige Stu- 
dienbeihilfeempfänger auf dem Ingenieurstudium aufbauend 
zum Erwerb des akademischen Grads eines Diplom-Ingenieurs 
eine Technische Hochschule/Technische Universität mit der Ab- 
sicht besuchen, sich danach um eine Einstellung in den höheren 
technischen Dienst der Deutschen Bundespost zu bewerben. 
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81. Abgeordneter Sieht die Deutsche Bundespost nicht in der 
Dr. Arndt Umgestaltung ihrer Verträge, die die Bin- 

(Hamburg) dungszeit auf die Zeit nach Ablegung des 

Diplomingenieurexamens erweitert, einen 
Weg, dem Mangel an qualifiziertem techni- 
schen Personal des höheren Postdienstes wirk- 
sam abzuhelfen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 12. August 1970 

Der Bedarf an Diplom-Ingenieuren ist in meinem Geschäftsbe- 
reich — gemessen am Bedarf an Beamten mit der Vorbildung 
eines Ingenieurs (grad) — sehr gering und kann aus dem bis- 
herigen Bewerberkreis voll gedeckt werden. Ich möchte hierzu 
bemerken, daß z. Z. im gehobenen fernmeldetechnischen Dienst 
3550 Fernmeldeingenieure fehlen. Durch zusätzliche Investitionen 
und Zunahme des Verkehrsumfangs wird sich der Bedarf an 
Fernmeldeingenieuren bis 1975 um weitere 2400 erhöhen. Da- 
gegen werde ich nach den bisherigen Personalplanungen in den 
nächsten Jahren bis 1975 voraussichtlich jedes Jahr nur etwa 
10 Bewerber mit der Vorbildung eines Diplom-Ingenieurs be- 
nötigen. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß seit dem 1. Januar 
1966 insgesamt 541 ehemalige Studienbeihilfeempfänger aus dem 
Kreis der Ingenieure vorzeitig aus dem Dienst der Deutschen 
Bundespost ausgeschieden sind. 122 der ausgeschiedenen frühe- 
ren Beihilfeempfänger — davon seit dem 1. Januar 1969 allein 
76 — haben angegeben, daß sie ein Hochschulstudium durchfüh- 
ren möchten. Bei dieser Sachlage besteht nur für wenige ehe- 
malige Studienbeihilfeempfänger der Deutschen Bundespost die 
Möglichkeit, nach Erlangung des akademischen Grades eines 
Diplom-Ingenieurs in den höheren technischen Dienst der Deut- 
schen Bundespost eingestellt zu werden. Eine Umgestaltung der 
Verträge, nach der die Bindungszeit auf die Zeit nach Ablegung 
des Diplomingenieurcxamens erweitert wird, kann daher nicht 
in Aussicht genommen werden. 


82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit und in der 
Löffler Lage, die Studienförderungsverträge, welche 

die Deutsche Bundespost zum Zwecke ihrer 
Nachwuchssicherung für den gehobenen tech- 
nischen Dienst derzeit anbietet, so abzuän- 
dern, daß den Postingenieuren die gegen- 
wärtig faktisch nicht gegebene Möglichkeit 
verschafft wird, ihr Studium an einer wissen- 
schaftlichen Hochschule fortzusetzen, ohne daß 
entweder die volle Bindungszeit absolviert 
oder aber die vollen Ausbildungskosten zu- 
rückerstattet werden müssen? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 19. August 1970 

Auf Gund des erheblichen Mangels an Beamten des gehobenen 
technischen Dienstes ist die Deutsche Bundespost seit Jahren 
gezwungen, auch solche Bewerber für eine Einstellung in diese 
Laufbahnen zu gewinnen, die die hierfür nach § 22 Abs. 3 der 
Bundeslaufbahnverordnung vom 30. April 1970 vorgeschrie- 
bene Vorbildung eines Ingenieurs noch nicht besitzen. Da die 
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allgemeine (d. h. nicht postbezogene) Ausbildungsförderung nicht 
zu den Aufgaben der Deutschen Bundespost gehört und deshalb 
Mittel hierfür auch nicht zur Verfügung stehen, ist die Studien- 
förderung der Deutschen Bundespost zur Heranbildung von Inge- 
nieuren nur unter dem Gesichtspunkt vertretbar, daß die Stu- 
dienbeihilfeempfänger eine bestimmte Mindestdienstzeit in der 
Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes der Deutschen 
Bundespost ableisten. Die Studienbeihilfeverträge sehen daher 
vor, daß die während des Ingenieurstudiums gewährten Studien- 
beihilfen zurückzuzahlen sind, wenn die vertraglich vereinbarten 
Mindestdienstzeiten nicht eingehalten werden. Dies trifft auch 
in den Fällen zu, in denen ehemalige Studienbeihilfoempfänger 
auf dem Ingenieurstudium aufbauend zum Erwerb des akademi- 
schen Grads eines Diplom-Ingenieurs eine Technische Hoch- 
schule/Technische Universität mit der Absicht besuchen, sich 
danach um eine Einstellung in den höheren technischen Dienst 
der Deutschen Bundespost zu bewerben. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß der Bedarf an Diplom-Ingenieuren in meinem Ge- 
schäftsbereich — gemessen am Bedarf an Beamten mit der Vor- 
bildung eines Ingenieurs (grad) — sehr gering ist und aus dem 
bisherigen Bewerberkreis voll gedeckt werden kann. Ich möchte 
hierzu bemerken, daß z. Z. im gehobenen fernmeldetechnischen 
Dienst 3550 Fernmeldeingenieure fehlen. Durch zusätzliche In- 
vestitionen und Zunahme des Verkehrsumfangs wird sich der 
Bedarf der Fernmeldeingenieure bis 1975 um weitere 2400 er- 
höhen. Dagegen werde ich nach den bisherigen Personalplanua- 
gen in den nächsten Jahren bis 1975 für die Laufbahn des höhe- 
ren fernmeldetechnischen Dienstes voraussichtlich jedes Jahr nur 
etwa 10 Bewerber mit der Vorbildung eines Diplom-Ingenieurs 
zusätzlich benötigen. Wenn dabei berücksichtigt wird, daß von 
den seit dem 1. Januar 1966 vorzeitig aus dem Dienst der Deut- 
schen Bundespost ausgeschiedenen früheren Studienbeihilfe- 
empfängern allein 122 ihr Ausscheiden mit der Durchführung 
eines Hochschulstudiums begründet haben, besteht nur für 
wenige dieser Bewerber die Möglichkeit, nach Erlangung des 
akademischen Grades eines Diplom-Ingenieurs in den höheren 
technischen Dienst der Deutschen Bundespost eingestellt zu wer- 
den. Bei dieser Sachlage sehe ich mich nicht in der Lage, die 
Studienbeihilfeverträge der Deutschen Bundespost im Sinne 
Ihrer Anregungen abzuändern, zumal durch eine solche Regelung 
das Ausscheiden weiterer Beamter des gehobenen technischen 
Dienstes der Deutschen Bundespost begünstigt und mir damit die 
Erfüllung meiner dem Interesse der Allgemeinheit dienenden 
Aufgaben weiter erschwert würde. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


83. Abgeordnete In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
Frau Griesinger bereit mitzuwirken, daß im Wohnungsbau für 
Schwerbehinderte einheitliche Normen ge- 
schaffen werden, die es den Architekten er- 
leichtern, funktionsgerecht zu bauen, und es 
vor allem zu vermeiden, daß die Türen zu 
schmal sind, um mit dem Rollstuhl hindurch- 
zukommen oder Treppen die Rollstuhlbe- 
nützung unmöglich machen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 18. August 1970 


Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen hatte im 
März 1969 an die für das Bau- und Wohnungswesen zuständigen 
Länderminister appelliert, sich des Baues von Schwerbehinder- 
ten-Wohnungen besonders anzunehmen. Dem Rundschreiben 
waren Planungsempfehlungen beigefügt, die bautechnische Ein- 
zelheiten, vor allem Grundriß- und Ausstattungsregeln, enthiel- 
ten. 

Diese Planungsempfehlungen werden bei der Förderung von 
Schwerbehinderten-Wohnungen mit Bundesmitteln zugrunde 
gelegt. 

Außerdem wurde auf Anregung des BMSt beim. Fachnormen- 
ausschuß Bauwesen ein Arbeitsausschuß „Wohnungen für 
Schwerbehinderte"' gebildet, der inzwischen die Entwurfsfassung 
eines Normblatts „Wohnungen für Rollstuhlbenutzer" erarbeitet 
hat. Nach Inkrafttreten der endgültigen Fassung soll das neue 
Normblatt die Planungsempfehlungen ersetzen. 

Das Normblatt weist für alle Türen eine lichte Breite von min- 
destens 85 cm aus. Das Normblatt schreibt einen stufenlosen 
Zugang von der Straße zum Haus und von der Haustür zur 
Wohnungstür vor. Wohnungen, die in Obergeschossen liegen, 
müssen mit einem Aufzug — mit ausreichend großer Kabine — 
erreichbar sein. 

Mit dem neuen Normblatt steht der Architektenschafl ein für die 
Praxis aufbereiteter, umfassender Katalog aller bautechnischen 
Anforderungen an Schwerbehinderten-Wohnungen zur Verfü- 
gung. 


84. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, sofern für den 
Frau Griesinger Bau für öffentliche Gebäude, in denen viele 
Schwerbeschädigte beschäftigt sind oder darin 
dienstlich zu tun haben (z. B. Bundespost oder 
Bundesbahn), sowie die Anfahrtswege dorthin, 
noch keine Vorschrift für die bessere Funk- 
tionsfähigkeit vorliegen, Forschungsaufträge 
zu vergeben, um möglichst bald der wachsen- 
den Zahl von behinderten Menschen sowohl 
im Wohnungsbau als auch im Bau aller übri- 
gen Einrichtungen hier (sehr wichtig z. B. aiictr 
Kur- und Erholungsheime von Versicherungs- 
anstalten) besser gerecht zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 18. August 1970 


Auf Anregung des BMSt wurde beim Fachnormenausschuß Bau- 
wesen vor kurzem ein Arbeitsausschuß „Bauliche Maßnahmen 
für Schwerbehinderte im öffentlichen Bereich" eingerichtet. Der 
Ausschuß wird eine Planungsnorm aller baulichen Maßnahmen 
zum Abbau architektonischer Hindernisse in öffentlichen Gebäu- 
den, auf Straßen und Plätzen, in Versammlungsräumen, Schulen 
usw. erarbeiten. 
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Der Ausschuß setzt sich aus auf diesem Gebiet erfahrenen Archi- 
tekten, Ingenieuren und Ärzten zusammen. Insofern dürfte sich 
die Vergabe besonderer Forschungsaufträge erübrigen. Vor 
allem ist durch die Beauftragung eines Norm-Ausschusses in 
relativ kurzer Zeit mit Arbeitsergebnissen, die außerdem mit der 
gesamten Fachwelt abgestimmt sind, zu rechnen. 

Für den in Ihrer Frage enthaltenen Hinweis, auch die bei Kur- 
häusern und Erholungsheimen erforderlichen baulichen Maß- 
nahmen zu erfassen, danke ich Ihnen verbindlich. Ich werde die 
Anregung an den Fachnormenausschuß weiterleiten. 


85. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß an Bun- 
Biehle deswehr-Standorten die Mieten im freien 

Wohnungsmarkt günstiger sind als bei Bun- 
desdarlehenswohnungen und daß damit nicht 
nur Besetzungsschwierigkeiten für Bundes- 
darlehenswohnungen entstehen, sondern da- 
durch auch Wohnungen leer stehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 27. August 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Bundeswehr-Angehörige 
in Einzelfällen, vornehmlich in ländlichen Standorten der Bun- 
deswehr, in denen nur geringe oder keine Nachfrage nach Woh- 
nungen besteht, sich am freien Wohnungsmarkt Wohnungen 
beschaffen konnten, deren Mieten niedriger als die Bundesbe- 
dienstetenmieten sind. Es handelt sich dabei um Wohnungen, die 
entweder in ihrer Ausstattung mit Bundesbedienstetenwohnun- 
gen nicht vergleichbar sind oder aber von privaten Bauher- 
ren — vielfach als Einliegerwohnung — ■ errichtet und von ihnen 
zu einer nach wohnungswirtschaftlichen Grundsätzen nicht echt 
kalkulierten, die Kosten nicht deckenden Miete, angeboten 
werden. 

Es ist der Bundesregierung jedoch nicht bekannt, daß das Be- 
ziehen solcher Wohnungen durch Bundeswehr-Angehörige zum 
Leerstehen von Bundesdarlehenswohnungen geführt hat. Es 
stehen zwar an einigen wenigen Standorten Bundesdarlehens- 
wohnungen leer. Dies ist jedoch auf Maßnahmen der militäri- 
schen Planung (z. B. Änderung des Umfangs der Standortbe- 
setzung, Versetzungen usw.) zurückzuführen. 


86. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Um- 
Biehle finanzierungen mittels höherer Bundesdar- 

lehen günstigere Mietsätze zu erreichen, die 
zumindest die des jeweiligen öffentlichen 
Wohnungsmarktes nicht überschreiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 27. August 1970 

Bei der Festsetzung der Bundesbedienstetenmieten besteht einer- 
seits die Notwendigkeit, sie am Mietengefüge des Öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbaues zu orientieren, anderer- 
seits muß mit Rücksicht auf die häufigen Versetzungen der Bun- 
desbediensteten ein einheitliches, nach Ortsklassen, Alter und 
Ausstattung der Wohnungen gestaffeltes Mietengefüge im Rah- 
men der Wohnungsfürsorge angestrebt werden. 
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Den örtlidien Wohnungsmarktverhältnissen ist durch Berück- 
sichtigung von Ortsklassen als Kriterium für die Miethöhe der 
Bundesdarlehenswohnungen bereits Rechnung getragen. Dar- 
über hinaus sind für Bundesdarlehenswohnungen in besonders 
abgelegenen Standorten zusätzliche spürbare Mietabschläge vor- 
genommen worden. Eine weitere Anpassung der Bundesbe- 
dienstetenmieten an die Besonderheiten der örtlichen Wohnungs- 
marktverhältnisse erscheint aus Gründen der Gleichbehandlung 
aller Bundesbediensteten nicht vertretbar. 


Gesdiäftsbereidbi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


87. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Auf welche Festlegungen in Rechtshilfeab- 
kommen zwischen Ostberlin und anderen 
Staaten des Warschauer Pakts bezieht der 
Deutsche Touring Automobilclub seine Be- 
fürchtungen, wonach er ehemalige „DDR- 
Flüchtlinge" davor warnt, sozialistische Län- 
der zu besuchen, weil sie an die Behörden der 
„DDR" ausgeliefert werden könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staassekretärs Herold 
vom 6. August 1970 


Die DDR hat in den Jahren 1956 bis 1966 mit der CSSR, Polen, 
Ungarn, der UdSSR, Bulgarien, Rumänien, Albanien und Jugo- 
slawien Verträge über den Rechtsverkehr in Zivil-, Familien- 
und Strafsachen abgeschlossen. In diesen Verträgen haben sich 
die Vertragspartner u. a. verpflichtet, einander Personen auszu- 
liefern, gegen die ein Strafverfahren durchgeführt werden soll, 
wenn die Straftat eine sogenannte Auslieferungsstraftat dar- 
stellt. Dies sind Straftaten, die nach dem Recht beider Vertrags- 
partner strafbar und mit einer Freiheitsstrafe bedroht sind, de- 
ren Höchstgrenze nach dem Gesetz mindestens ein Jahr (CSSR, 
Polen, Ungarn) oder mehr als ein Jahr (UdSSR, Bulgarien, Alba- 
nien) beträgt. In den Verträgen mit Rumänien und Jugoslawien 
wird eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr verlangt. 

Gemäß § 213 des Strafgesetzbuches der DDR kann das nicht ge- 
nehmigte Verlassen der DDR mit einer Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren bestraft werden. Auch nach den Strafgesetzen der 
übrigen sozialistischen Staaten — mit Ausnahme Jugoslawi- 
ens — ist der illegale Grenzübertritt mit Freiheitsstrafen von 
über einem Jahr bedroht. 

Es ist zweifelhaft, ob das ungenehmigte Verlassen der DDR ohne 
Berührung eines Ostblodcstaates eine Auslieferungsstraftat im 
Sinne der Rechtshilfeverträge ist. Nach der einen Auffassung ist 
in diesem Falle ein Auslieferungstatbestand bereits gegeben, 
da der illegale Grenzübertritt 

a) in allen Ostblockstaaten (mit Ausnahme Jugoslawiens) mit 
Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bedroht ist, und 
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b) in dem die Auslieferung begehrenden Vertragsstaat, d. h. 
hier in der DDR, verwirklicht worden ist. 

Nach anderer Auffassung genügt nicht, daß der illegale Grenz- 
übertritt in beiden Vertragsstaaten mit Freiheitsstrafe von mehr 
als einem Jahr bedroht ist und nur in der DDR durch versuchten 
oder gelungenen Grenzübertritt verwirklicht worden ist. Viel- 
mehr liegt eine Auslieferungstat nur dann vor, wenn der Straf- 
tatbestand des illegalen Grenzübertritts allein oder zusätzlich 
im Ausliefeningsland (beispielsweise Bulgarien oder Ungarn) 
verwirklicht worden ist. 

Nach der ersten Auffassung wäre ein Ostblockstaat (mit Ausnah- 
me Jugoslawiens) verpflichtet, einen Besucher aus dem Bundes- 
gebiet an die DDR auszuliefem, wenn dieser Besucher früher 
ohne Berührung eines Ostblockstaates aus der DDR in die Bun- 
desrepublik Deutschland geflüchtet ist. Nach der anderen Auf- 
fassung hat dieser Personenkreis bei Reisen in Ostblockstaaten 
wegen seiner Flucht aus der DDR weder Festnahme noch Aus- 
lieferung zu befürchten. 

Die praktischen Erkenntnisse der Bundesregierung (siehe Ant- 
wort auf Frage 88) entsprechen der zweiten Auffassung. 

Im Gegensatz zu den Strafvorschriften der DDR und der anderen 
Ostblockstaaten ist das illegale überschreiten der jugoslawischen 
Grenze lediglich eine Übertretung und damit keine Ausliefe- 
rungsstraftat. Nur wer sich berufsmäßig mit der Überführung an- 
derer Personen über die Grenze Jugoslawiens beschäftigt oder 
einer anderen Person den unzulässigen Übergang über die 
Grenze aus Eigennutz ermöglicht, hat eine Strafe zu erwarten, 
deren Höhe eine Auslieferung an die DDR ermöglicht. 


88. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Sind der Bundesregierung seit dem Sommer 
1967 Tatsachen bekanntgeworden, wonach 
„DDR-Flüchtlinge", die jezt in der Bundes- 
republik wohnen, bei Besuchen in Ostblock- 
staaten an die Behörden der „DDR" ausge- 
liefert worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staassekretärs Herold 
vom 6. August 1970 


Der Bundesregierung sind seit dem Sommer 1967 keine Tatsachen 
bekannt geworden, nach denen Einwohner der Bundesrepublik 
Deutschland beim Besuch eines Ostblocklandes allein wegen 
illegalen Verlassens der DDR ohne Berührung eines Ostblock- 
staates festgenommen, verurteilt oder ausgeliefert worden sind. 
Die bekannt gewordenen wenigen Fälle einer Auslieferung von 
Einwohnern der Bundesrepublik Deutschland an die DDR betref- 
fen 

a) DDR-Flüchtlinge, die in dem ausliefemden Ostblockland 
Fluchthilfe begangen haben sollen, oder 
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b) DDR-Flüchtlinge, denen von der DDR außer versuchtem oder 
vulieiideteiii „uiigeselziidieii Gieiizüuei liiti" die V^eileLzuiiy 
weiterer Strafvorschriften (z. B. Wirtschafts- oder Staats- 
schutzdelikte) vorgeworfen wird. 

Der Bundesregierung ist ferner nicht bekannt, ob Mitteldeutsche, 
die über ein Ostblockland in das Bundesgebiet geflüchtet sind 
und bei denen nach beiden in der Antwort zur Frage 87 darge- 
legten Rechtsauffassungen ein Auslieferungstatbestand gegeben 
wäre, bei einem späteren Aufenthalt in einem Ostblockstaat an 
die DDR ausgeliefert worden sind. Auf Grund der Rechtslage 
läßt sich eine Gefährdung dieses Personenkreises bei Reisen in 
Ostblockstaaten jedoch nicht ausschließen. 

Flüchtlinge, die die DDR vor dem 13. August 1961 illegal ver- 
lassen haben, haben bei Reisen in die DDR nach meinen Erfah- 
rungen allein wegen ihrer „Republikflucht'' im allgemeinen keine 
Strafverfolgung zu befürchten. Infolgedessen kann davon ausge- 
gangen werden, daß sie sich bei Reisen in Ostblockstaaten nicht 
der Gefahr der Auslieferung aussetzen. 

Die Bundesregierung hat mit Schreiben an die mit Ostreisen be- 
faßten Verbände die Rechtslaae erläutert, um ihnen Hilfe bei der 
Beratung gefährdeter Reisenucr zukommen zu lassen. Die Bun- 
desregierung hat immer wiener uie Lriaiirung gemacht, daß Mit- 
teldeutsche, die nach dem 13. August 1961 aus der DDR geilüch- 
tet sind, das für sie bei Urlaubs- und ßesuctisreisen in und durch 
die DDR bestehende Sicherheitsrisiko zu geiuig eiiiseiiatzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß Tele- 
Dr. Klepsch Kollegs, die mit einer staatlich anerkannten 

Abschlußprüfung (Mittlere Reife) enden, eine 
Einrichtung des Zweiten Bildungsweges sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Heppe 
vom 26. August 1970 


Die Einordnung eines über die Rundfunkanstalten ausgestrahlten 
Bildungsprogrammes hängt davon ab, welchen Bildungsgang das 
Programm ersetzt. Das „Tele-Kolleg" des Bayerischen Rund- 
funks, das inzwischen von mehreren anderen Rundfunkstationen 
übernommen wurde, vermittelt den Lehrstoff einer Berufsauf- 
bauschule. 

Berufsaufbauschulen rechnen zu den Einrichtungen des Zweiten 
Bildungsweges. Diese Beurteilung läßt allerdings noch keine 
Schlußfolgerungen auf andere Rechtsfolgen zu, zumal es sich 
beim Tele-Kolleg um keinen Vollzeitunterricht handelt. 


Bonn, den 7. September 1970 


51 



